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A. Allgeuieiner Teil. 
§1. 

ADgUedenmg der llaterie an das System 
des Fremdenreehts. 

Der Gedanke, die nationale Sozialgesetzgebung durch 
Schflffhng völkerreehflicher Einricbtungen auf die Angehörigen 

Iromdor Staaten auszudehnen, ist noch jungen Datums. Ob- 
wohl als Prinzip während der letzten beiden Jahrzehnte des 
vorigen Jahrhunderts wiederholt in den Vorder^^rund des 
Interesses der Kulturstaaten und wissenschaftlichen Vereini- 
gungen, wie einzelner Juristen und Nationalökonomen gerftckt, 
bat er positive Ergebnisse erst seit dem 15. April 1904, dem 
Tage, an welcbom zu ivoiu der Itanko-italionische Arbeiter- 
schutzvertrag abgeschlossen wurde, gezeitigt. Die Intor- 
nationaiisierung der Sozialpolitik charakterisiert sich als der 
AbscliiusB eines Entwickelungsstadiums des Fremdenrechts, 
und zwar ist sie eine Gliedeinrichtung der Fremdenpolizei. 
Das Fremdenreebt weist nämlich auf seiner letzten Entwicke- 
lungsstut'e positiv gewährende und schützende Tendenzen auf. 
Ein Rückblick auf den Werdegang dos Fremdenrechts lässt 
drei Kultur- und Kechtsperioden, mit abwehrender, sodann 
duldender und schliesslich gewährender und schützender 
Tendenz erkennen. 
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Die Töllig neue juristische uud ökonomische Struktur 
des ans hier bescfafiftigeDdea üeclitsinsütats macht es ent- 
behrlich, auf dieEDtwicklungsphasen des europäischen Fremden- 
rechts hier auch nur in groissen Zügen einzugehen, da es um 
Hechtseinricbtungen sich handelt, deren Wirksamkeit auch 
nur für den ongern Kreis der nationalen Volksgenosson erst 
jüngsten Datums ist. Die neue internationale Rechts- und 
Wirtschaftsordnung beruht auf der alle Zweige des staatlichen 
Waltens erfassenden Tendenz der Aufschliessung des Landes 
für die Angehörigen der anderen Staaten und deren grund- 
sätzliche Gldohstellung mit den eigenen Staatsangehörigen. 
Damit ist gleichzeitig die Aufhebung von Vorrechten sowohl 
wie von Beschränkungen der Fremden dem System eingetragen. 
Der Ausländer ist gegenwärtig nach deutschem ilecht nur 
dann anders als der Inländer zu behandeln, wenn dies aus- 
drücklich gesetzlich bestimmt ist.^) 

Andererseits wird aber durch die Erschliessung des Binzel- 
staats das Rocht der Fremdenpoiizei nicht berührt. Unter 
„Fremdenpolizei"*) ist jener Toii des Fremdenrechts zu ver- 
stehen, „welcher die staatlichen Einriclitungen /um Zwecke 
der Beaufsichtigung der im diesseitigen Staatsgebiet befind- 
lichen Fremden umfosst** Als Grundsatz gilt hier, dass den 
Angehörigen itomder Staaten lediglich ihrer Ausländerqualität 
we^en der Aufenthalt im Inlande nicht verboten werden kann. 
Dies schliesst jedoch nicht die Befugnis des Staates aus, aus- 
drückliche, den Aufenthalt und die Niederlassung der Fremden 

1) Vgl. c. B. § i;il5 B. G. B., § 55 C. P. ü., Art. 84 W. O. 
§§ 3, 4, 39» 91, 284 St. 6. B. Viel&eh iat «ll«nUngB die Gleiohttellong 
d«r FjDemdMi von der Terbfirgnng der Gegenseitigkeit abhSofig gemaeht. 
ygl. §§ 110, 114, 328, 723 C. P. 0. 

2) Y^]. Stoerk, Art. „Fremdenpoiizei" im Handw. der Stoatswiaeen- 
scbaften, Bd. UI, S. 1266—1283. 
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regelnde Spezialoormen aa&aeteUen. Aua dem Recht der 
f!remdeilpolisei folgt z. B. für den einselnen Staat das Recht 
der Überwaohang des Grenzverkebrs.*) Am dem Rechtssystem 

der Fremdenpüiizc: ergibt sich aber die wuitoiü Konsequenz, 
dass der Staat den Gebietsei atritt solchen Personen versagen 
darf, welche die Sicherheit und Ordnung im Oebietsinnera 
gefährden könneD: Yen der Aatonomie der Örtlichen Staata- 
geiralt hingt es daher ab — so fOhrt Stoerk, S. 1269 a. a. 0. 
zntrefiend ans — die Bodingungen za bezeichnen, unter 
welchen der Eintritt in ihr Gebiet den Fremden gestattet ist. 
Erfüllt der Fremde bei seinem Gebietseintritt diese Bedingungen 
nicht, so hat der Staat das Recht der sofortigen Abweisaug. 
Je umfinssender jedoch der Kreis staatlicher Y orwaltangsf ürsoige 
im innorn Staatsloben wird, umso reicher gestaltet sich auch 
diese FQrsorgepilicht in Ansehung der ins diesseitige Staats- 
gebiet eingetretenen Fremden. So hat im besondem die 
jüngste Ausgestaltung der Sozialgesetzgebung des Deutschen 
Reichs neue Yerwaltungsaufgaben aufgeschlossen. Es sei hier 
nur dann erinnert, dass im Interesse der politischen und 
polizeilich gebotenen Kontrolle der Verwendung ausländischer 
Arlieiter neuerdings in Preussen die Regierungspräsidenten 
«lljSbrlich eine Kaehweisnng Uber den Zu- und Abgang aus- 
ländischer Arbeiter nach vorgeschriebenem Muster dem Mmistcr 
des Innern einzureichen haben. Bestimmend hierfür war der 
erklärliche Wunsch nach Schutz der nationalen Arbeit. Wenn 
man sich mit dem Gedanken trug, auch die Staatsfremden 
an den Wohltaten der deutschen Sozialgesetzgebung teilnehmen 
zu lassen, so erschien aus Gründen „des Gleichmasses der 
Belastung" eine obhgatorische Heranziehung auch der uus- 

1) Vgl. hierzu Stoerk, Art. Landesgrenzsachen in St6Dg»b Wörter- 
bneh d. doutschen Tervaltangareehti, Bd. 2, 8. 1 ff. 
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ländischoD Aibeitor zum System der Beitragsldstung ffir die 
verschiedenen Gebiete der sozialpolitischen AibeiterTeisiobemDg 
durchaas angemessen. Das Bestreben, die nationale Arbeit 

und die deutschen Arbeiter selbst zu schützen, kehrt ferner 
wieder in dem Erlass Kaiser Wilhehns II. an den Eeicbs- 
kanzler vom 4. Febr. 1890, in dem es beisst: ^^Bie in der 
internationalen Eonkarrenz begrflndeten Schwierigkeiten der 
Verbesserung der Lage unserer Arbeiter lassen sich nur durch 
internationale Verstfindigung der an der Beherrschung des 
Weltmarktes beteiligten Länder, wenn nicht übor\vnui( ri, so 
doch abschwächen." Dieser Krlass ist deswegen für die Ent- 
wickolungsgeschichte der Intemationalisierung der Sozial- 
fürsorge bedeutungsvoll, weil er die erste offizielle Kund- 
gebung der deutschen Regierung zu dem Problem darstellt. 

8 2. 

Ansitm amrn Ausluiit der intemattonalen Soslalf limige. 

Die InternationalisieruDg der Sozialfürsorge erscheint 
hiemach wesentlich durch Konkunrenzrficksichten bedingt. 
Die erwähnten kai&torlichen Erlasse wollten den Gedanken 
zum Ausdruck bringen, wie nfitzlich und notwendig Ver- 
handlungen und Vereinbarungen der Kulturstaaten unter ein- 
ander zwecks Erreichung einer gleichmässigen und gleich- 
wertigen Sozialfürsorge seien. Über die Notwendigkeit und 
die Ziele nationaler Sozialgesetzgebung war man längst einig. 
War doch gerade das deutsche Reich seit dem An&ng der 
achtziger Jahre des Torigen Jahrhunderts auf diesem Gebiet 
der Politik bahnbicciiend vorgegangen. Dem Beispiel Deutsch- 
lands folgten bald die andern europäischen Staaten, indem 
sie ebenfalls die sozial- wirtschaftliche Lage ihrer Untertanen 
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m bessern suchten. Wenn nun auch bei allen Staaten die 
Grundtendensen der sozialen Gesetze die gleichen waren, so 
machten sich doch bald, je nach den politischen, wirtschaft- 
lichen und sozialen Bosonderheiten der einzelnen Staaten, 
Unterschiede in dem Umfang, der Handhab Liiii^ des Arbeiter- 
schutzes, sowie in der Methode, ihn durchzuführeu, bemerk- 
bar. Während z. B. Österreich in seinem Krankenversiche- 
rungsgesetz vom 30. Mftrz 1888 (in Kraft seit dem I. August 
1889) und in seinem UnfiillTersichecungsgesetz vom 28. De* 
zember 1887, Luxemburg in seinem Erankenversicherungs- 
gesetz vom 31. Juli 1901 im AnscUluss an die entsprechenden 
deutschen Arbeitcrversicberungsgesetze das Prinzip der ge- 
setzlichen Zwangsversicherang mit staatlicher Regelung auf- 
stellen, bekannten sich Frankreich,^) Belgien') und andere 
Staaten zu dem Grundsatz der freiwilligen Yersicherung mit 
staatlichor Förderung. Man muss aber berücksichtigen, dass 
die wirksame Durchiuluung einer umfassenden Sozialgesetz- 
gebung kostspielig ist, und nicht zum wenigsten die Unter- 
nehmer, die Arbeitgeber belastet £s leuchtet ein, dass diese 
Lasten so anwachsen können, dass eine Hemmung der £nt- 
wickelung der Industrie gegenüber deijenigen eines nicht in 
gleichem Hasse belasteten Staates unausbleiblich ist. Bas- 
jenige Land wird naturgemäss auf dem internationalen Welt- 
markt die Oberhand behalten, das nicht nur gut, sondern 
auch billig produziert Die dauernde Sicherung der Kraft 
des Wettbewerbes sowie die Gleichheit 4er verwaltungsrecht- 



1) Gfleetz vom 15. Juli 1850. 

2) OesetB vom 16. Män 1865. Loi qni inttitue ane (uusse gene- 
rale d'epargne et de zetraite aad Korelle vom 1. Jali 1869 (Verainigang 
einer Spurkasee unter Staat^arantie mit der beareits bestehenden Altere* 
rentenkaue zu einer Caiase gänende d*epaigne et de retrait,e). 
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licb-polizeilicben uod fioanziellcn Belastung sind daher die 
Oesichtspunkta, unter welchen der fiinaalataat auf einen Aus- 
bau der internationalen Soaialgesettgebaag hinarbeiten wird. 
Sine möglichst gleiehmässige Durebfflbrattg' und Handhabuogr 
der sozialen Fürsorge in alloii ubiigen Ländern, mit denen 
er bandelspolitiseho Beziehungen anzuknüpfen genötigt ist, 
wird für ihn daher von grossem Interesse') sein. Aus diesen 
£rwfigung0D heraus entstand die Idee, die nationale Sozial- 
gesetzgebung dureh Veiuinbarungen und Abkommen rölker- 
rechtlich aussudehnen. Baas diese Idee gerade in Deutsch^, 
land seit dem Jahre 1890, in welchem zu Berlin die erste 
internationale Arbeiterschutzkunlerenz stattfand, erstarkte und 
zahlreiche Anbänger gewann, kann mit Rücksicht auf seine 
Igfcogiaphische Lage nicht verwunderlich erscheinen.^) Die 
kontinental-centrale Lage des deutschen Beiches, Wanderung 
und Überwanderung waren ftlr dasselbe besonders swingende 
Momente, auf den inlernattonalen Ausbau der Sosialgesets- 
gebung bedacht zu sein. 

Zuzugeben ist allerdings, dass das Prinzip der intor- 
nationalisierung dos Arbeiterscbutzes sich weder bei allen 
Ländern als solchen, noch bei ihren Politikern*) und Theo- 

1) Vgl. J>. V. Sttiin. Handbuch der Verwalturif?slehre, 8. Teil S. 210 
biä 212, forner deraulbe: Kiuigd Bemerkuugen iiber das intoruationale Yer- 
«altangtrecbt, 8. 47 im „Jalirbiioh ittr OeMtogobang, Verwaltung und 
VolksvlrtsehalfS Uhtg, 1882, 8. 895-^442. 

2) Vgl. hierzu St erk in Heioem Artikel „Staatsverträge" in. 
V. Stengels Wörterbuch des deutschen Verwaltnnj^^rechts Bd. 2, S. 516 S. 
„l>as deutsche Reich ist verniuge .-meiner ccutralen Lage iniiorhalb des 
earopäischen Staatcnsystems und vermöge seines verfassungsrechtlich 
komplizierteii AafbaoM dasjenige Gemeinireaen» welches znr Zeit mit 
Hilfe dee dichteeten Netzes vSlkerreehtlieher Vertrat an dem inter» 
nationalen Terkehr teilnimmt and auf deuBelben keetimmeaden Emflnse 
ausübt." 

3) Vgl. aber Geseoer in v. HoltzendorSi» Handbuch de» Vöikeriechta» 
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retikero eines ungeteilteo Beifolls erfreut. £Dgl«nd Terhftlt 
sieb, trotzdem es einen gut entwickelten Aalionalen Arbeiter- 
schütz hat, der internationalen Sozialfürsorge gegentlber durch- 
aus Kurfickhaltesd. Der Grand liegt wahrscheinlich darin, 

dass es weg^en seiner geographisch günstigen Lage, wegen 
seiner starken seetüchtigen Flotte und der daraus rebultiereuden 
grossen, fast unbestrittenen- Konkurrenzfähigkeit nur wenig 
aut dem Weitmarkt von den andern Staaten abhfingig ist. 
Ebenso sind die Ueinungen der Theoretiker über die Pro- 
speritftt eines internationalen Arbeiterschatzes und die Aus- 
sichton seiner praktischen Durchfülirung durchaus verschieden. 
Während B. Adolf Wagner,*) Georg Adler,*) Stephan Bauer,^) 

Bd. 3. 8. 73 . . . bereits wiUiroTnl der lotzton Reichstapssession ist es 
zur Sprache gekommon, dass eiuc Anzahl berechtigter Forderungen des 
Aibeitertnnu nur auf dam Weg» inteniati(mal«r YAninbaniDgen gewährt 
Warden kdunen . . 

1) Adolt Wagner. Rodo über die soziale Frage, 8. 20 S. 31, 34. 

2) Georg Adler, iler intern. Schutz der Arbeiter in Aonalen d. 
dtsch. B, S. 465— 57H. S. 491 . . . „man wird (mithin) notwendig zu 
der Forderung gedrängt, dasa der Ärbeiterschutz interna tioual durch« 
geflibrt werde, indem die TenehiedkRHm Linder mit entwiokdter Indartrie 
gleichzeltiK deneelben In die Hand nehmen. 

S. Durch die intern. Arbeiterschutzgesetzgebung wird der 

Arbeiterklasse geholtoii, ohne dass die Konkurrenzföhigkeit u. die Export- 
iuduetriet n leiden, forner S. 509 ff. 

h. bi'^ Bedenkt mau uuu, welche furchtbaren Wunden die Ab» 
satokoeten der Volkswirtschaft schlagen, so wird man speziell die ange- 
gebene Tenden« der energischen intern. Arbeitereebatstgesetsgehmg, nim- 
lieh die Tendenz, der Überproduktion FeweJn «nzolegen, ah eine aehr 
heilsame bezeichnen müssen; femer S. 565, S. 570 f., S. 577. 

3) Bauer in ..Vicrteljnhrsschr. f. Sozial- und Wirtschaftsgeschichte", 
I. Bd. Die geschieht). Motive des intt-rii. Arheitersch.. H. 79/104. „Die 
EntWickelung der Idee, der intern. Verständigung über Arbcitorächutz 
lehrt ans erstens, dass nach ohne nnmittethare intern. Verständigung 
der Staaten die Macht der Üntwicklnng, die Interessen an der Erhaltong 
der Wehrhaftigkoit des Volkes und selbst industriepolitischo Momente 
die A02ialpolitisch minder fortgeschrittenen Staaten nicht selten gedrängt 
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Lorenz von Stein \) und andere für eine völkerrechtliche Aus- 
dehnung der nationalea Sozialgesetzgebung warm eintreten, 
verbalten sich Gustav Cohn,') y. Zwiedmeck-Südenhorst'*) und 
Herkner^) diesem Problem gegenüber ablebnend. 

haben, ihren Arbeiterachatz jeiMm dar forljgaMluitteiMn, Tor aJhm jenwii 
Englands und der Schweiz, anzapasscn. Wir sehen zweitens} dan von 
allem Anfange an der intern. Schatz' als Boschlounigungsmittel, nicht 
als Hetnuiung <lor nationalen Fortschritte gedacht war.*' Drittens sind 
es die Periodou friedlicher Anoäborung der Völker, in welchen der 
national» ArbeiterBchula aeine atixkate Entirioklang erlhhren hat nnd 
sogleich AnaitM an einem inten. Aifoeiterredit entstanden eind . , . . 
nur wer den nationalen Arbeiteruhnti wttnaeht, kann MmstUch aaeh den 
intern, avoIIou. 

1) V. Stein. Einig. Bemerk, über d. intern. Verw.-R. im Jahrb. 
f. Gesetzgebg., Yerw. a. Vulksw., Jahrg. 1882, ä. 375 fl. . . . Alle Staaten 
Eoiopaa mataten sieh tuniUdMt piin^piell nnd dann in der Fonn von 
Tertrftgen aber die Gleichheit nnd Gemeinadiaftliobkeit ihrer wirt* 
schaftL Arbeitsgesotzg. ehoigen und damit jede eioaelne Haasregel der- 
adben zu einer allgemeinen europäischen machon. 

2) Guetav Cohn, „Uber intern. Fabrikgesetzgebg. in Conrads 
Jahrb. f. Nationalökonomie und Statistik, Neue Folge £d. III, Jahrg. 
1881, 8. 818 fL 8. 419 . . . ana den angeführten GrQnden mnae Ich be- 
sweifefai, dan hier irgend etwas weeentlitdiea im Internationalen Sinne in 
absehbarer Zeit zu erwarten iet . . ■ Dagegen (S. 42G) verspricht sieh 
Cohn mehr von einer be=;onncnon, auf das zunächst Erreichbare konzen- 
trierten Bewegung, einer tätigen Vereinigung von Fabrikanten, Arbeiter- 
freuudeu, Arbeiterführern. 

Derselbe, „Die Entwickdang d. Bestrebungen f. intern. Arbeiter- 
schats" im „Areh. f. Soaiale Oeeetag. n. Statistik**, S. 5S— 79, 8. 60. 
„Der Inhalt d«r 1. Phase der Bewegung for intern. Arbeiterschutz ist 
nichts anderem als die Zurückfahrang einee hochgespannten Ideals auf 
den Boden der Wirklichkeit, 

3) Ganz ähnlicli v. Z w iodinock-Süden hörst, „Eine intern. Ge- 
setzgebung ist in der Tat schon aus Staatsrecht). Gründen ein über- 
spannte« Ideal. — t. Z. gibt aber zu (8. 27), dass das Ergebnis der 
«weiten Konferenz an Bern 1906 au gewisaen Hofinongen berechtigt. 

4) Herkner, Die Ai heiterfrage, S. 536 . . . Diese Grundanschau- 
ungen, von denen die Bewegung für Internationalität des Arbeitersclmtzes 
ausgeht, können durchaus nicht als zutreffend anerkannt werden. 
S. 537, 538. 
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Trotzdem haben die Bestrebungen der Kolturstaaten, 
welche auf SchRffun^ völlrerrecbtlicher Einricbtangen zum 

Zwecke der Aubtioiiiiuni: ihrer nationalen Sozialgesetzgebung 
auf die Angehörigen fremder Länder gerichtet sind, keines- 
wegs einen rein wissonscbaftlichen, problematiscbeu Wert^ 
man muss sich nur vezgegenwärtigen, dass es verfehlt w&re, 
wenn man den Arbeiterscbats generell regeln und die so 
entstandenen Bestimmungen schablonenhaft durch intematio* 
nale Verträge und Abkommen auf alle Vertragsstaaten zur 
Anwendung bringen wollte. Dieser Versuch würde schon 
deshalb misslingen, weil die wirtschaftlicbon, sozialen, recht- 
lichen und politischen Verhältnisse, die Froduktionsbedin- 
gangen, Art und Umfang der Produktion in den einseinen 
Ländern triel su verschieden sind, als dass sich eine gleich- 
mässige, umfassende Normierung des internationalen Ar* 
beiterrechts bewerkstölligen Hesse.*) Wohl aber ist eine 
internationale Verständigung über Spezialgebiete dos Ar- 
beiterschutzes und der Arboiterversicherung denkbar und 
angebracht, und zwar im Verwaltungsw^, direkt von Ke- 
gierung zu Kegierung. 

Wodurch ist nun das langsame Fortschreiten der Be- 
wegung der Internationalisierung des modernen, nationalou 
Arbeiterreciilb zu eikiiiren, da doch dio einschlägige, einzol- 
staatliche Oesetsgebuog in fast allen Ländern des europäischen 
Staatensystems schon seit zwei Jahrzehnten in steter Ent- 
wicklung begriffen ist? Als Ursache dieser Erscheinung kann 
die Kümmerlichkeit der Ergebnisse betrachtet werden, welche 
alle bisherigen Versuche, die Arbeiterschutzgosetzgebung 

1) Vgl. hierin yan d«r Borght, Tolkawiitackaftapolitik, S. 35 . . . 
Em» sdtablonenliaito, intematioiiale Gleichförmigkeit iet hier wie in 
«Uen Tolkswirtsohi^iclieii Dingen ausgwehloesen . . . 
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'TÖlkenrecbtlich zn regeln, gehabt haben. An ernaten Be» 
mühQngen der Regierungen und privaten wisseoschaftlichen 

Vereiniguiigon, wie einzelner Gelehrter, Politiker und Dipli>- 
maten, der nationalen Sozialfürsorge durch Ausdehnung auf 
das Ausland ein breiteres Feld 2U eröffnen, hat es keines- 
wegs gefehlt. 

Schon im Jahre 1841 richtete der französische Fabrikant 
Daniel Legrand ans dem Steinthal (Elsass) an den Kanzler 

von 1 rankreich und an die Mitglieder der Pairskammer eine 
Denkschrift, worin er die Ablialtung eines internatioualen 
Kongresses zwecks Anlehnung einer internationalen Arboiter- 
schutzgesetzgebung anregte. Sechzehn Jahre später kam er 
in einem Zirkular, welches er den Regierungen you Deutsch- 
land, Russland, Oesterreich-Ungarn und Italien zugehen Hess, 
auf seinen alten Plan zurück. Der Leitsatz dieses Zirkulars war: 

Une loi internationale sur lo travait industriel est l'unique 
Solution possible du grand probJeme social, de dispensor ä ia 
classe ouvridre les bienfaits moraux et mat6riels desiderables, 
Sans que les industriels en souffrent et sans que la oon- 
currence entre les industries de ces pays on rccoire la 
moindre atteinte. 

Dieser Gedanke, zunächst weit davon entfernt, auch nur 
annähernd verwirklicht zu werden, tand bald Zustimmung in 
den Kreisen deutscher Nattonalökonomen und Juristen. £s 
seien nur die Kamen Bluntschli,*) Brater, ferner Gustav von 
Scbdnberg*) und Adolf Wagner erwähnt Brentano Terfaielt 

1) Deutsches Staatswörterbuch, Stuttgart a. Leipzig 1858» Bd. 8, 
S. 491. 

2) In „AiWitsämter". 1871, S. 25 ff. 

8) Brentano, Über die gewerbl. Arbeiterfrage, l!^82. In v. Schoii- 
bergs Handb. d. polit Ökonomie. Bnntano hält einen intern. Arbeiter- 
aebuf« „fßr nn möglich vegen der Venchiedenbeit der sozialen Ver- 
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.sich dem Problem gegenüber nech ablebneod. Auf der 
'Eisenacher VersammluDg zur BeeprechiiDg der sozialen Frage 

im Jahre 1872 äusserte er sich in seinem Referat über Fabrik« 
gcsctzf^ebuDg daiiin, dass dio N^twendiglceit ioternationaler 
Vertrage l[eineswegs gegeben sei. 

Vier Jabre später, am 5. Juni 1876, hatte sodann der 
scbweixerische Bandesratsprfisident» Oberst £mü Frey, ge- 
JegentUch der Bröffnung des Nationalrats, im Anscfaloss an 
die Beiatang eines Fabrikgesetsentwuifes die Frage zur Er- 
wägung empfohlen, ob nicht seitens der Schweiz der Absehluss 
intornationaler Verträge zum Zwecke möglichst gleichmässiger 
ßegulierung der Arbeiterverhältnisse in allen Industriestaaten 
.angeregt werden sollte. „. . . Die vereinzelte Intervention 
eines Staates zu Gunsten der Arbeiter könnte die Eonkurrenz- 
fähigkeit seiner Industrie schwer gefährden. Freilich seien 
auch dio Produktionsbodingungon der vorschiodenon Staaton 
7.um Teil sehr verschieden von einander. Doch dürften die 
Gegensätze nicht so gross sein, dass die Eealisierung jenes 
Yorsciüages sich als unausführbar erweisen sollte.*^*) 

Nachdem im folgenden Jahre die von Stöcker begründete, 
christlich-soziale Arbeiterpartei die Förderung des Gedankens 
internationaler Sozialpolitik sogar in ihr offizielles Partei- 
programm aufgenommen hatte, war es wieder Prey, der ehe- 
malige Präsident des Schweizer Nationalrats, welcher im 
Dezember 1880 folgenden Antrag stellte: 

üaltiudäe der versühiedenuD Länder und undurchführbar, weil wegen df.ä 
Widentandes gegen die SehntigeMti« «hie gleichförmig« Bekohtung 
■ derselben in allen Lindern nieht gedohert werden kann." Demgegen- 
über ist zu betonen» ditt nicht totale, sondern nur partielle Inter^ 

nationalitiit der Arbeiterschtit/- und ArboitorvorsiclierungSgeeetagebling 
anzustreben ist, wie später noch dargelegt werden wird. 

1) Vgl. hierzu Frey, Zur Geschichte des inteniatioualeii Arbeiter- 
schutzes, Bern 1900. 

2* 
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' „Der fiandesrat ist einzaladeo, mit den hauptsächlichsten 
Indastrieataaten Unterhandlungen anzuknüpfen zum Zwecke 
der Anbahnung einer internationalen Fabrikgesetzgebung.*' 

Der Antrag gelangte dann auch am 30. April 1881 einstimmig 
zur Annahme mit dem Zusatz, „zu geeigneter Zeit Vorhand- 
iungon anzuknüpfen", und wurden die Vertreter der Schweiz 
an den Kabinetten yon Frankreich, Deutschland, Osterreich, 
Itslien, England und Belgien mit entsprechenden Anweisungen 
▼ersehen. Der Geschäftsbericht des Bundesrais über das Jahr 
1881 musste leider ein negatives Ergebnis der diplomatisohen 
Verhandlungen konstatieren. 

Nunmehr begannen auch die Parteien im deutschen 
Reichstage und zwar war es in erster Linie die Sozial- 
demokratie mit ihrem ausgesprochen internationalen Charakter 
— der Frage näher zu treten. In der Session 1885/86 stellte 

die sozialdemokratische Fraktion foigeoden Antrag: 

„Der Reichskanzler ist zu ersuchen, möglichst bald eine 
Einladung zu einer Konferenz an alle, hauptsächlich 
als Prodozenten von Industrieerzeagnissen in Betracht 

kommenden Staaten ergcln n zu lassen, um sich über 
die Griindzügc einer auf gleiclien Grundsätzen basierton 
Arbeiterschutzgesetzgobung zu verständigen, welche 
für alle beteiligten Staaten als Norm festsetzt, dass 

1} Die tägliche Arbeitszeit m aiiuü Betrieben höch- 
stens 10 Stunden beträgt. 

2) Die Nachtarbeit für alle Betriebe mit Ausnahme 
solcher, wo durch die Natur des Betriebes die- 
selbe unumgänglich ist, aufgelioben wird. 

3) Die gewerbsmässige Beschäftigung von Kindern 
unter 14 Jahren verboten wird." 
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Die Schweis, in welcher die Ideo der InternationaUsioruDg 
der 8oztalfKnoi|[e sich längst sieghaft duichgeruDgen hatte, 
bracbte^ die scbeiiibar stagnierende Bew^ng von neuem in 
Fluss. Gelegentlich des Zentralfestes des Grtttliyereins am 

27. Juni 1886 erfolgte die Annahme mehrerer Resolutionen 
zu GuDaten der Anbahiiung „internationaler Fabrikgesetz- 
gebung^'. Die Folge hiervon war ein Antrag im Nationalrat 
der schweizerischen Bundesyersammlung, welcher am 23. De- 
zember 1887 in folgender Ftosang angenommen wurde; 

„In ErwägunsT, dass eine Reihe von Staaten bereits 
eine Arbeitergesctzgobung besitzen oder anstreben, mit 

Tendensen gleich denen der schweiaerischen, 

sich mit jenen Staaten in ^Terbindung zn setzen, um 
durch internationale Verträge oder eine internationale 
Arbeitergesetzgebuog gleichartige Vorschriften zu er- 
zielen hinsichtlich 

1) dos Schatzes mindeijähriger Personen 

2) der Beschränkung der Frauenarbeit 
3 der Sonntagsruhe 

4) des Kormalarbeitstagesf* 

Darauf richtete am 16. März 1889 der schweizerische 
Bundesrat ein Knndschreiben an die europäischen Begierun- 
gen, in welchem er darauf hinwies, dass seit 1881 die Vor- 
bedingungen fßr eine internationale Verständigang sieh wesent- 
lich günstiger gestaltet hätten, und in dem er die Abhaltung 
einer Arbeiterschutzkonfeienz mit folgendem festen Diskussions- 
programm vorschlug: 

1) Verbot der Sanntagsarbeit 

2) P'estsetzung des Minimalalters für die Zulassung von 
Kindern in fabhkmässigen Betrieben. 
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3) Festsetzung eines Maximalarbeitstages fiir jugeud- 
Ucbe Arbeiter. 

4) Verbot der Beschäftigung von jagendlichen und 

weiblichon Personen in besonders gesundheitsschäd- 
lichen oder gefährlichen Betrieben. 

5) Bescbränkang der Nachtarbeit für jagendiiche und 
weibliche Personen. 

6) Ausführung der vereinbarten Bestimmungen. 

Dieses Mal hatte die Schweiz Glück mit ihrem Vorgehen; 
die Antworten lauteten ermutigend, und jetzt erbat sich der 
Deutsche Kaiser in den bereits genannten Erlassen vom 

4. März 1890 den Vortritt zur weiteren Initiative In der inter- 
nationalen Arbeiterfürsorge. Der Schweizer ßundearat ver- 
zichtete auf die in Bern abzuhaltende Konferenz, und am 
15. März 1890 konnte zu Berlin die Eröffnung der ersten 
internationalen Arbeiterschutzkonferenz unter Teilnahme der 
Vertreter von österreicfa-üngarn, Belgien, Dänemark, Spanien, 
Frankreich, Grossbritannien, Italien, Luxemburg, den Nieder- 
landen, von Portugal, Schweden-Norwegen und der Schweiz 
erfolgen. Das Programm der Konferenz, welche insofern 
einen inoffiziellen Charakter aufwies, als ihre Beschlüsse für 
die beteiligten Staaten nicht bindend sein sollten, scfaloss sich 
im wesentlichen an das för den Berner Kongress Geplante 
an. Es laiitete: 

1) Regelung der Arbeit in Bergwerken. 

2) Regelung der Sonntagsarbeit 

3) Regelung der Einderarbeit 

4) Regelung der Arbeit jugendlicher Leute und 

5) Regelung der Arbeit weiblicher Personen, sowie 

6) Ausführung der vereinbarten Bestimmungen. 
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Die Verhandhingon währten bis zum 28. Miirz. Ihr Er- 
gebnis war die Eioiguüg übor folgende Wünsche;^) 

Es ist wünschenswert, 

d) dass dio Institutionen der Vorsorge und der 
Hilfe, welche im Einklang mit den Gewohnheiten eines jeden 
Landes organisiei-t und dazu bestimmt sind, den Bergarbeiter 
und seine Familie gegen die Folgen von Krankheiten, Un* 
f&llen, Torzeitiger ArbeitsuniiUiigkeit, Alter und Tod su 
sichern, Institutionen, welche geeignet sind, die Lage des 
Bergarbeiters zu verbessern und ihn an seinen Beruf aohftng- 
lieh zu macheu, mehr und mehr ausgebaut weixlen sollen. 

VI. AuBiuhiüüg ilüi ivuiilerenzbeschlusse. 

1) Für den Fall, dass die Kegierungen den Arbeiten der 
Konferenz Folge leisten sollten, würden sich folgende 
Bestimmungen empfehlen:*) 

a) Die Ausfiihriin^ der in jedem Staate getroffenen 
Massregeln wird überwacht durch eine genügende 
Anzahl von besonders qualifizierten Beamten, welche 
von der Landesregierang ernannt werden und so« 
wohl von den Arbeitgebern als den Arbeitern un- 
abhängig sind. 

b) Die Jahresberichte dieser Beamten, welche von den 
Begierungen der verschiedenen Länder veröfiEentlicht 



1) Vgl. Sehönbwg, S. 60, 61. loh fBhra die. WOnaehe hier nur 
insoweit an, aU sie ittr die vorliegende Abheodlnng von Belüg aind. 

2) Charakteristisch für die Faesiuig aller Resolutionen dieser Kon- 
ferenz sind deren jeweilifje Eingangsworte: „es ist wünschenswert**, „es 
wiirde sich empfehlen", ,,il est desirablo" a a. Dio UnverbiiuUiobkeit 
derartiger Abmachungen wird damit zweifellos klargestellt. 
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werden, sind von jeder derselben den andern Ke- 
gierungon mitzuteilen* 

c) Jeder dieser Staaten wird von Zeit za Zeit und in 
einer möglidiBi fihnlichen Form statistische £Sr- 
hebangen hinsichtlich der in den Bescbldssen der 
Konferenz vorgesehenen Inai^en ;infstGllca lassen. 

d) Die beteiligten Staaten weiden diese statistisclien 
Erhebungen sowie den Text der auf dem Wege der 
Gesetzgebung oder Verwaltung erlassenen Vorschriften, 
welche sich auf die in den Konferenzbeschlflssen 
enthaltenen Fragen beziehen, unter einander ans- 
tauschen. 

2) Es ist wiinschens wort, dass die Beratungen der Staaten 
erneuert werden, um sieb gegenseitig die Beobactitungen 
mitzuteilen, welche sich bei Prüfung der Konferenz- 
beschlttsse ergeben haben, nnd um zu prüfen, ob es 
angemessen sei, jene Beschlfisse abzuändern oder zu 
ergänzen.*^ 

Das Ergebnis der Konferenz mag immerhin, so ertreulich 
auch an sich die Tatsache ihres Zustandekommens überhaupt 
war, einzelne Begierangen enttäuscht haben. Zuzugeben ist, 
dass die im Berliner Schlussprotokoll aufgeführten Wünsche 
Staats- und völkerrechtlich völlig unverbindlich sind, und dass 
die cinzchicn Delegierten lediglich diese „Wünsche" ihren 
Kabinetten zu übermitteln beschlossen hatten.^) Abkommen 

1) Cohn m«int (,tDie intern. Konferenz zur Besprechung der Ar- 
b^teondiatiewetsg.*') 8. 248> dass die Konfbreos ein „Experiment** ge- 
weiea eei, und ist der Übeneugong, dass das fiesvltat denelben Inntidier 

gewesen wäre» als er im Lauf der Jahre der fortschreitenden Agitation 

für die Sache zuzugestehen geneigt gewesen wäre. Siehe dagegen 
V. öcbönberer, Handb. S. Gl und Freihr. v. Berlepsch in der 
„Soz. Praxis' Jaiirtj. Li, Sp. 793-797. 
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odor Vorträge, welche die DurchführuDg dieser Wünsche 
rechtlich gesichert oder auch nur in Aussicht gestellt bä^tten, 
wareo nicht die folge. Immerhin biacfate die erste intern 
nationale Arbeiteiscbatskonferens die Bewegaog iür Inter- 
nationalität des Arbeiterscbutzes Ton neuem in Fluss nnd 
gab don Anlass zu tnannigfacben Erörterungen und neuen, 
fruchtbaren Anregungen auf diesem üobiet.') Die Kümmer- 
lichkeit der Ergebnisse hatte wohl darin ihren Grund, dass 
die Frage, ob es politiscb rationell und wirtschaftlich-sozial 
notwendig sei, dass der Staat mit den ihm zu Gebote stehen- 
den Mitteln der lohnarbeitenden Klasse seiner Bevölkerung 
zu Hülfe kommen müsse, noch nicht definitiv entschieden war. 

Hingegen setzte die Privatinitiative desto lebhafter ein, 
nnd zwar übernahm die Schweiz wiederum die führende 
Bolle. Auf ihre Aufforderung fand vom 23, bis 28. August 
1897 in Zürich eine von Delegierten der Arbeiter der Ter- 
schiedenen Lftnder beschickte Konferenz statt Die Vertreter 
auf diesem Kongress gehörten vorzugsweise der schweizerischen 
Arbeiterdemokratie und dem arbeitertreundlichon Flügel der 
klerikalen Partei der Schweiz an. Aus den gleichen Partei- 
schattierungen setzten sieb auch die Delegierten der übrigen 
Linder zusammen. Das Beratungsziel bildete die Errichtung 
eines internationalen Bureaus zur Information Über Arbeiter- 
scbutzoiassregeln mit dem Sitz in Zürich oder Brüssel.^) 

1; Aach Cohn (S. 229 a. a. 0.) muss itidcä zugobou, dass es dem 
Gedanken der internationalen Arbeiterschutzgeaetzgebung gelungen ist, 
die Beg^eniiig«!! der Sehweis und DentaelilMid« fix sieb sn gewinneii. 

8) In BrOsael fand ftbrigeDS, einige Wochen epftter» ffldohfitUs ehi 
intemationeler Kengreas mit dum gleieken DiekuMonamaterial statt, nur 
mit dem Unterschiede, dass in Brüssel die Mehrzahl der Teilnehmet Ver- 
treter (Ipi- gemäs!^i?ten Roziulreformer war. Das firgebnis entspraoh 
demjenigen des Züricher Kongresses. 
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Nach einem Referat des Regierungsrats Th. Curti-St.-GaUen 
wurde tolgende KesoiMtion angenoiumen : 

,,Dio Teilnehmor des Kongresses werden «ufgefordert, 
in der Presse und in den Parlamenten die Regierangen zar 
Erricbtnng eines internationalen Arbeiterscbutzamtes einzn- 

laden. Als dessen Aufgaben werden in Aussicht genommen: 

a) Die Sammlung, Herau^abe and Mitteilung an die 
interessierten Amtsstellen, sowie die Verbreitung 
durch den Buchhandel aller auf den Arbeiterscbutz 
sich beziehenden Gesetze und anderen wichtigen 

amtlichen VcröfFGntliehun^'on ziij^leich iu englischer, 
französischer und deutscher .Spmeho und ferner in 
ihrer Ursprache, wenn diese keine der drei ge- 
nannten ist; 

b) die international vergleichende Bearbeitung der Ar- 
beiterstatistik (oder jSozialstatistik überhaupt); 

cj die Abfassung eines Jahresberichtes über die von 
den gssetzgebenden und Verwaltungsbehörden für 
die Portbildung des Arbeiterschutzes entwickelte 
Tätigkeit; 

d) die Erteihmg von Auskunft und die Mitteilung 
orientierender Littoratur; 

e) die Veranstaltung Ton Kongressen zur Beratung 
über den Fortgang der Arbeiterschutzgesetzgebung; 

Der Kongress spricht den Wunsch aus, dass das 

internationale Arbeiterschutzarat errichtet wcrdeu 
soll, sobald drei Staaten sich hierzu bereit erklären/^ 

Hatte der Kongress von Zürich somit ebensowenig wie 
die Berliner offizielle Regierungskonferenz unmittelbar prak- 
tische Resultate zu venseichnen — die Resolution spricht nur 
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von „Wünscben'S „in Aussicht nehmoQ^^ u. s. w., so wurdo 
doch die gegeDSoitige VerstäDdigung und AufUäruDg ü\m 
die neu einzuschlagenden Wege derart gefördert, dass 1904 
auf dem Eongress im Mii96e Social 2a Paris die Gründung 

der ^^internationalen Vereinigung für gesntzlichen Arbeiter- 
schutz" erfolgen konnto. Aus rein privater Initiative von 
bürgerlichen Soziaipolitikern und Arbeitern der verschiedensten 
Länder und Parteischattierungen hervorgegangen) stellt die 
genannte Vereinigung, aus Landessektionen und Einzelmit- 
gliedern bestehend, sich die Au%abe: 

1) ein Bindeglied für alle zu sein, dio in den ver- 
schiedenen Industriestaaten die Arbeiterschutzgesets- 
gebung als Notwendigkeit betrachten, 

2) ein internationales Arbeitsamt zu errichten, mit der 
Aufgabe, eine periodische Sammlung der Arbeiter- 
schutzgesetze aller Länder in französischer, deutscher 
und englischer Sprache herauszugeben, oder einer 
solchen VeröffentHchung seine Mithilfe za leisten.*) 

Von dem Gedanken ausgehend, dass die internationale 
Arbeitedursorgo gleichzeitig die nationale fördern müssOy dass 
die wirksamste Fortentwicklung der fixpansiv-Massregeln') 
eur ArbeiterfQrsorge deren nationaler Ausbau sei, legt die 
Vereinigung das Hauptgewicht auf eine energische^ nationale 
Agitation für soziale Boformen durch Bildung von acht Landes- 



1) Die Konstitnierende Veraammlanip der Vereinigung fand zu BimI 
am 27. und 28. September 1901 statt . 

2) Dieses Arbeitsprogramm der intornationalen Veroinigung sdiUesst 

tieh mitbin eng an die oben erwähnte Resolution des Züricher KongresRef; an. 

3) Siebe die Aufstellung dos Begri& in der labalteftbersiobt aut 
Seite 7 der Abbandlaog. , {. 
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Sektionen^), welche die Schweiz, DLut.chlanJ, österroich-ün- 
garn, die Niederiande, Ecaokreich und Italien repräsentieren.') 
Bereits im ersten Jahre ihrer Existenz gelang der Ver- 
einigung die TerwirUichang eines der in ihrem Programm 
aulgestellten Ziele, die Errichtung eines internationalen Ar- 
beitsamtes.3) Das Reglement desselben aus dem Jahre 1902 
bestimmt, dass es ein wissenschaftliches Institut sein soll.*) 
Ohne jeden amtlichen Charakter wiJI es, als ergänzendes Organ 
der Tereinigung, lediglich wissenscbaftüch-instruktiTen Zwecken 
dnrdi kritische Würdigung der sozialpolitischen Probleme nach 
ihrer Tölkerrecbtlichen Bedeutung hin dienen. Bas Reglement 
schreibt femer vor, dass das Amt die ihm durch das Statut 
der internationalen Vereinigung, bozw. die ihm auf Grund 
desselben durch das Komitee der Vereinigung zugewiesenen 
Arbeiten durchzuführen habe. Es wird ferner „den Charakter 
strengster politischer Keutnilität wahren/' 

. An bisherigen wissenschaftlichen Leistungen des Arbeits- 
amts erwähne ich neben seinem Bulletin (seit dem 1. Januar 
1902) auch die Referate über „die gewerbliche Nachtarbeit der 
Frauen" und über „gesundheitsgefährliche Industrieen", 

Dass übrigens das deutsche Keich vor allen anderen 
Kulturstaaten fest entschlossen war, auf den einmal betretenen 
Bahnen der Sozialgesetzgebung unter Berttcksicfatigung der 
wirtschaftlichen Lage von Handel und Industrie fortzuschreiten, 
ergibt die Begründung der Gesellschaft für Sozialreforra zu 

1) In England hat sich — bezeichnender Weise — bisher keine 
Lan<l«8sektlon gebildet • 

2) Znr Zeit gebören der Yereinigung 16 Steaten an, von denen 18 

Laudessektionen gegründet haben. 

^) Es wurde am 1. Mai 1901 in Basel eröffnet and wird gegen* 

wärtig von 0 Regierungen subventioniert. 

4) Vgl. Schriften der intern. Vereinigung 2, S. 79. 
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Berlin im Jahre 190!, welche sich als deutsche Selction der 

intornationalen- Vereinigung für gesetzlichen Arbeiterschutz 
darstellt. 

Eine weitere Etappe ia der Entwickolungsgeschichte der 
luteroationaliUM: des Arbeiterscbutzes ist die DelegierteDver^ 
sammlang der Internationalon Yereinigung fGr gesetzlichen 
Arbeiterschnti zu Köln (22. bis 24. September 1902), in 
welcher zwei ResolutioDen betreffend das allgemeine Verbot 
der Nachtarbeit der Frauen und botreffend die internationale 
Durchführung des Verbots des weissen Phosphors und des 
Bleiweisses angenommen wurden, und der Abschluss des 
firanzösiscb-itttlienischen ArbeitSTortrages vom 15. April 1904. 
Noch in demselben Jahre fanden sodann yom 26. bis 28. Sep- 
tember 1904 KU Basel die Verhandlungen der dritten General- 
versammlung der internationalen Voreinigung für gesetzlichen 
Arbeiterschutz statt. Abgesehen von den Geschäfts- u. s. w. 
Berichten und einem Expos^ dos französisob-itaiienischea 
ArbeiterschutzTertrages standen folgende materiell-rechtliche 
Fragen auf der Tagesordnung: 

1) Referat über gewerbliche Giite, ausser Blei und 

Phosphor. 

2) Referat über die Gesetzgebung betreffend die Nacht- 
arbeit der Jugendlichen. 

3) Referat über Veranstaltung einer internationalen En- 
quete betreffiBnd Arbeiterschutz in der Hausindustrie. 

4) Referat über die Versicherung ausländischer 
Arbeiter. 

Weil lediglich der letzte Punkt mit dem Gegenstand 
gegenwärtiger Abhandlung in unmittelbarem Zusammenhang 
steht, beschränke ich mich darauf, ihn allein anzuführen« 
Nach einer lebhaften Diskussion wurde folgender, vonBeutsch- 
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Und, Frankroich und Belgieo gemeiDSam eingebracfator Antrag 
angeoommen : 

ly „Für die Rechte, welche dem Arbeiter und seinen 
Hinterbliebenen in den VereicbeningB- und Haflpflichtgesetzen 
gewährt sind, soll keine Unterscheidung nach Staatsangehörig- 
keit, Wohnort oder Aufenthalt der Berechtigten stattfinden. 

Das Gesetz des Ortes, wo der Betrieb liegt, soll 
massgebend seio.^) 

2) Die Sektionen der einzelnen Länder sollen bis zur 
nächsten Oeneralversainmlang dem Bureau der Vereinigung 
einen Bericht Uber die Mittel und Wege liefern, wie dieser 

Grundsatz sowohl in der inneren Gesetzgebung jedes Landes 
als auch im iaternationaien Vertrage zur Ausfübrung 
gelangt, und zwar sowohl mit Beziehung äut die Haftpflicht 
als auch mit Beziehung auf die Oi^nisation der Versiche- 
rung." •) 

Abgesehen von dem franko-italienischen Arbeiter! ürsorge- 
vertrag, enthält dieser Antrag unter 2) den ersten bemerkens- 
werten positiven Ansatz zu einem internationalen Ausbau 
der nationalen Arbeiterrersichernngsgesetzgebungen. Der 
•Fürsorgeanspruch des Arbeiters und seiner Hinterbliebenen 
Süll nicht von seiner Eigenschaft als Staatsangehöriger, nicht 
von seinem Wohn- oder Aufenthaltsort abhängen. Lediglich 
das Recht des Staates, in welchem der Sitz des Betriebes sich 
befindet, soll massgebend sein, and dieses Prinzip soll nicht 
nur im Wege der innerstaatlichen Gesetzgebung, sondern 

1) Also Attfetellimg det xvLnen Tenitorialprinzips. 

2) Vgl. hi«na „Sasiale PiaxiB**, Jahrg. 14, Sp. 5 f. und Art. 1 des 
im $ 8 d. Abhdig. zu bespTedtendoi deutseh-'lttxerabQrgisohan Abkommens 
vom 2. September 1905. 
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äuofa durch Tölkerrechtliche Yertrfige zur praktischen Durch- 
führung gebracht werden. 

Nunraohr, am HO, Dezember 1904, erliess der Sclnvoizer 
Bundesrat an alle Kulturstaaten mit industrieller Entwickolung 
die £iniaduog zu einer internationalen Regierungakonferenz 
für den Mai 1905 nach Bern. Jn wohlerwogener Mässigiing 
hatte man sich auf die beiden Punkte der Verwendung ge- 
werblicher Gifte und der gewerblichen Nachtarbeit der Frauen 
beschränkt; war man sich i! oh der mannigfachen Schwierig- 
keiten Töikerrecbtlicher Abmachungen gerade auf diesem Ge- 
biete wegen der Buntscbeckigkeit der sozial-wirtschaftlichen 
Verhältnisse und der sozialpolitischen Gesetze in den ein- 
zelnen Lftudem toH bewusst. Unter Teilnahme von 15 Re- 
gierungen 1) mit 44 I>elegierten wurde am 8. Hai 1905 zu 
Bern dio zweite internatioualü Arbeiterschutz küiiterenz von 
Bundesrat Deuchor eröffnet. Das Ergebnis war ungleich 
günstiger als 1890. Die Berner Konferenz formulierte nicht 
mehr „Wünsche^S wie dies im Jahre 1890 vielleicht not- 
wendiger Weise geschehen musste, sondern sie legte in zwei, 
prinzipiell wie praktisch bedeutsamen Vereinbarungen „Grund- 
züge" für spätere internationale Abmachungen fest. Zweifel- 
los haben diese Griindzüge einen stärker bindenden Charakter 
als Wünsche, die vielleicht nur der Ausfluss persönlicher Er- 
wägungen der Delegierten sind. Hinsichtlich des Verbots der 
Verwendung Ton weissem (gelbem) Phosphor in der Zänd- 
holztndustrie einigten sich die Vertreter der beteiligten Mächte 
auf nachstehende GrundzÜgo: 

I. Grundzüge eines internationalen [Übereinkommens, be- 
treffend das Vorbot der Verwendung von weissem 
(gelbem) Phosphor in der Zündholzindustrie. 

1) Kur ßusslaiid und einige Balkanataaten fehlten. 
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Alt 1. Tom 1. Jantiar 1911 an ist die Herstel- 
lung, die Einfnhr und der Yerkwaf von Züodhdlzern, 

die weissen (gelben) Phosphor enthalton, verboten. 

Art. 2. Die Urkunden über die Ratifikation sollen 
spätestens am 31. Dezember 1907 hinterlegt werden. 

Art 3. Die Regierang von Japan wird eingeladen 
werden, bis sum 31. Dezember 1907 den Beitritt za 
diesem Übereinkommen zu erklftren.^) 

Art. 4. Das Übereinkommen tritt in Kraft, wenn 
die auf der Konferenz vertretenen Staaten und Japan 
beigetreten sind. 

Anch die zweite Kommission der Berner Konferenz, 
welche sich mit dem Verbot der gevorblichen Nachtarbeit der 

Krauen beschäftigt hatte, wies als Ergebnis ihrer Beratungen 
Grundzüge zu einem internationalen Vertrage auf, die fol- 
genden Wortlaut hatten: 

n* Grandzttge eines internationalen Übereinkommens be- 
treffend das Verbot der indastriellen Nachtarbeit der 
Frauen. 

Art 1. Die industrielle Nachtarbeit der Frauen 
soll verboten werden. Das Übereinkommen erstreckt 
sich auf alle indastriellen Unternehmungen, in welchen 
mehr als zehn Arbeiter und Arbeiterinnen beschäftigt 
sind. Es findet keine Anwendung auf Anlagen, in 
denen nur Famüieiimitgiiedor tätig sind. Jeder der 



1) Diese Bestimnumg wurde doshalb eingefügt, weil Japan, obwolil 
an der Produktion und dem Export von Phospboraüadhülzern stark be- 
Mligt, auf der Konferens nicht vertreten war. An dieser Stelle sei 
gleiolueitiir bemerkt, dass Japan q|>&ter die Beteiligang an dem Intern. 
Übweinkommen betreffoad das Verbot der üidastrieKen Naehtarbeit der 
Frauen ablehnte. 
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TertragschliessenddQ Teile hat den Begriff „iDdastrielle 

Unternchmungon" fostzustollen, unter allou Umständen 
abüi biorzu zu rechnen: Borgwcrko, Steinbrücho, die 
Bearbeitung und Verarbeitung von Gegenständen. 
Dabei sind die Qtemn zwischen Industrie eineN 
seits und Handel and Landwirtsebaft andereraeitB 
durch die Gesetzgebung Jedes Staates zu bostimmen. 

Art 2. Die Nachtruhe hat eine Dauer von min* 
destcns 11 aufoinnndLi folgenden Stunden. In die 
elf Stunden soll in allen Staaten der Zeitraum von 
10 Uhr Abends bis 5 Uhr Morgens einbegriffen sein ; in 
.den Staaten jedoch, wo die Nachtarbeit der erwach- 
senen industriellen Arbeiterinnen gegenwärtig nicht 
gerogelt ist, darf die Dauer der ununterbrochenen 
Nachtrubü während der Übergangsfrist von liöchstens 
3 Jahren auf 10 Stunden beschränkt werden. 

Art. 3. Das Verbot der Kacbtarboit kann ausser 
Kraft treten, 

1) im Falle einer nicht Torauszusehonden und nicht 
sich wiederholenden Betriebsunterbrechung, die 
auf höhere Gewalt zurückzuführen ist. 

2) Für die Vorarbeitung leicht verderblicher Gegen- 
stunde 7A\r Verhütung eines sonst unvermeid- 
lichen Verlustes an Kohniaterial. 

Art 4. In Saisonindustrieen und unter ausser- 
gewöhnlichen Verhältnissen in allen Betrieben kann 
die Dauer der ununterbrochenen Nachtruhe an 60 
Tagen des Jahres bis zu 10 Stunden beschriinkt 
werden. 

Art. 5 enthält schliesslicii Dotailbestimmungou über 
die Ratifikation dieses Übereinkommens. 

3 
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Ferner traten die Vertreter Ton Deutschland, öetetreich- 
Unirarn, Lazemburg', den Niederlanden und der Schweis 

positiv für die EiiiiulirLiu^^ iks Zohnstundenarbeitstages ein.') 
Mit der Fixierung der oben aufgofiihrtoü Grundzüge war das 
Ziel, welches don Teilnehmern der Konforenz vorgeschwebt 
haben mag, natürlich nech nicht erreicht Praktisch verwertbar 
und durchführbar konnton diese Vereinbarungen erst durch 
ihre Verdichtung zu Staatsvertrigen und durch entsprechende 
Umgestaltungen der nationalen Gesetzgebung werden. 

Nunmehr tat der Schweizei Buiiilcsrat don letzten Schritt, 
um die Durchführung der auf der Konferenz zu Bora ge- 
fasslen Beschlüsse zu sichern. Durch ein Rundschreiben Tom 
26. Juli 1905 setzte er die auf der Konferenz vertretenen 
Regierungen von den IVotokoUen und der Schlussakte mit 
dem Bemerken in Kenntnis, es sei unerlSsslich, dass zum 
Zwecke der Umwandelung der Beschlüsse der Konferenz in 
Verträge eine diplomatische Aussprache stattfinde, und lud 
gleichzeitig zu einer neuen internationalen Arbeiterschutz- 
konferenz nach Bern ein. Das Eigebnis dieser Umfrage war 
sehr erfreulich. Die grosse Mehrheit der 15 angegangenen 
Kegierungen, nämlich 13 Staaten in der Frage betreffend die 
Nachtarbeit der Frauen und 10 in der Frage hinsichtlich des 
Verbots der Verwendung von weissem Fiiusphor, antwortete 
zustimmend, während die übrigen wenigen Regierungen 
prinzipiell ablehnten. Am 17. September 1906 konnte bereits 
in Bern unter dem Vorsitz der ehemaligen Bundesrate Frey 
und Lachenal und unter Teilnahme von 13 Staaten mit 33 
Delegierten eine neue internationale Regiorungskonferenz für 
Arbeiterschutz zusammentreten, um die Ausführung der im 

1) Frankreich und Grossbritaonfen besitzen bereits den Zehn»ttinden> 
tag oder die Sechzigstandenvoche. 
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Mai des Vorjahres gefassten Beschlüsse m beraten. Das Er- 
gebnis der bis zum 26. September 1906 währenden "Verhand- 
lungen entsprach durchaus den gehegten Erwartungeo. Die 
ersten internatioiialeii Arbeiterscbatzverträge grossen Stiles 
waren xn Stande gekommen. Zunächst unterzeichneten Däne- 
mark, Deutschland, Frankreicb, Italien, Luxemburg, die Nieder^ 
lande und die Schweiz das Übereinkommen betreifend das 
Verbot des weissen (gelben) Phosphors in der Zimdiiolz- 
industrie; sodann diese Staaten nebst den andern sieben 
(Belgien, Österreich-Ungarn, Grossbritannien, Portugal, Spa- 
nion und {Schweden) die Konvention betreffend das Verbot 
der industriellen Nachtarbeit der Frauen, welches, in Anleh- 
nung an den auf der Maikonferenz von 1905 festgesetzten 
Entwurf (vgl. S. 32—33 d. Abhdlg.) die Nachtruhe der ge- 
werblich tätigen Frauen in allen industriellen Betrieben mit 
mehr als 10 Arbeiterinnen regelt und — unter Aufrecht- 
erhaltung mehrfacher Ausnahmen — aut mindestens 11 Stunden 
normiert Die Ratifikationen dieses Übereinkommens sollen 
spätestens bis zum 31. Dezember 1908 dem schweizerischen 
Bundesrat eingesandt werden, das Abkommen selbst zwei 
Jahre nach Abschluss des Protokolls über die erfolgte Kati- 
fikation in Kraft treten. Eine Kündigung soll vor Ablauf 
von 12 Jahren nicht erfolgen düifon.^) 

Hatten somit diese Tölkerrechtlichen Vereinbarungen 
vielleicht noch nicht den Um&ng und die Tragweite, welche 
man von ihnen erwartete, so war wenigstens eine Mindest- 
grundiage für internationale Sozialpolitik geschaffen. Die 

1) Diese beiden ersten, umfassenden, internationalen Arbeitor- 
scluit/vriti ii^e sind im aintlichon Wortlaut nach einer Übersetzuug aus 
dem Iranzuäiachün Original abgedruckt in der Soz. Praxis, Jahrg. 16, 
Sp. 64—68. 

3* 
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BedeatuDg dar Konyentionen von 1906 lag yomehnilich 
darin, dass die Uossen ,,Grundzüge^^ der Berner Konferenz 

vuiii Mai 1905 zu völkerrechtlich bindenden Abredoü ausge- 
baut worden und dass damit dorn Prinzip internationalor Ver- 
ständigung auf so2iaipoltti8cbem Gebiete zum Siege ver- 
bolfeo war.i) 

Als jüngsten Abschnitt in der Sntwiokelang der Idee 
internationaler Arbeiterschntz- und Atbeiteryersioherungsge- 

sotzgebung möchte ich noch kurz auf die 4. Generalversamm- 
lung der Internationalen Vereinigung für gesetzlichen Arbeiter- 
scbutz, welche vom 26. bis 29. September 1906 zu Genf 
stattfand, zorückkommen, soweit ihre Beratungen für die in 
den folgenden Paragraphen erörterten Prägen Yon Bedeutung 
sind. Die Verhandlungen erfolgten in fünf Kommissionen, - 
deren letzte als Arbeitsprogramm „Internationale Arbeiterrer- 
sicherung'' zugewiesen crluUtcn hatte. Im Prinzip hatte sich 
bereits 1904 zu ßasel^) die Vereinigung gelegentlich ihrer 
dritten Generalversammlung für die rechtliche Gleichstellung 
der äusl&ndischen Arbeiter mit den InUndem in der Sozial« 
Versicherung ausgesprochen. Nach kurzer Debatte wurden 
daher die Anträge der Referenten Oorsi-i^sa und Dt, Feigen- 
winter-Zürich in folgender Fassung angenommen: 

1) Die internationalt^ Vereinigung für gesotzlichen Ar- 
beiterschtttz entnimmt den Berichten der ver- 
schiedenen natiooalen Sektionen, dass durch eine 
Terständignng der Staaten der Grundsatz der Gleich- 
berechtig ung der Ausländer und Inländer in bezog 
auf die Loistuiigen der Versiclierungen durchgeführt 
worden kann. Sie ladet daher die Sektionen ein: 

1) Vgl. Soz. Praxis, Jahr^. 16, 8p. 7 und 8. 

2) Vgl. S. 38-40 d. Abhdlg. 



Digitized by Google 



— 87 — 



1) dor nächsten DelegiertenTersammlong den Ent- 
wurf eines internationalen Vertrages su- 

Dächst IQ Bezug auf die UnfallTorsicherang 
vorzulegeo, der dieses Prinzip zui Durchführung 
bringt sowohl in Beziehung auf die Versicherungs- 
Icistung als die Bedingungen für deren Gewährung; 

2) bis zur allgemeinen Anerkennung des Grundsatzes 
der Gleichbehandlung im internationalen Rechte, 
auch fernerhin im Sinne der Dnrebf&brung des- 
selben sowohl (Juic'h die Dationalc Gesetzgobuny 
w io seiner •Sicherung durch internationale Verträge, 
tätig zu sein; 

3) bis zur nächsten Deiegiertenirersammlung zu be- 
richten, in welcher Weise die Gesetzgebung ihrer 
Heimatstaaten abgeändert bezw. neu gefasst werden 
sollte, um dem oben festgestellten Grundsatz zu 
entsprechen.^ 

Wir finden hier den Gedanken ausgesprochen, dass die 
prinzipielle Gleichstellung der Ausländer mit den Inländern 

zunächst auf dem Gebiet der Unfallversicherung durchführbar 
und im Wego intornationaler Verständigung zu sichern ist. 
Wir werden im Folgenden sehen, dass dieser Gedanke schon 
vorher, in den Jahren 1901 und 1905 seine praktische Ver- 
wirklichung gefunden hat, uud dass die Symptome für eine 
weitere Intemationalisiening der Arbeiterversicherungsgesetz- 
gebung sich ständig mehren. 
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B. Dogmatischer Teil« 
§ 3. 

Das TVlkerreehtUehe Vertngsniaterial zur Ausdehniing 
der deutselien Soxtalgeaetagebung anf die Angehdrlgen 

fremder Staaten. 

1) Über „völkerrechtliche Einrichtungen^' im allgomeiuen 
(S. 38-42). 

2) Die Zusaterertrage 2U den Uaadeisverträgeii Deutsch- 
lands mit Österreich -Ungani und Italien 7om 3. Dezember 
1904 und 25. Januar 1905. 

3) Das Abkommen swischen Doatschland und Luxemburg 

vom 2. September 1905. 

a) GegoDwärtiger Stand der beiderseitigen Unfallver- 
sicherungsgesotzgebungen. {&. U. Q» vom 30. 6. 00 
und luxemb. Gesetz vom 5. 4. 02 betr. die Arbeiter- 
Unikllversicherung.) 

b) Die versicherungsrochtliclie Stellung der Ausluuuor 
in beiden Staaten. 

c) Kechtlicho Entstehungsgeschichte des Abkommens 
vom 2. 9. 05. 

d) Wirtscbafts- und handelspolitische Motive des Al^ 
kommens. Bezeichnung seiner allgemeinen Tendenzen 

und seiner Trag:woite. 

e) Positiv-rechtlicho Darstuliuug der einzelnon Bestim- 
mungen desselben) insbesondere das Vertahreu im 
Streitialle. 

Als Endergebnis des bisherigen Entwiokelungsganges 
internationaler Arbeiterschutz- und Arbeiterversicherungs- 

gesetzgebung waren im wesentlichen nur Ansätze und An- 
regungen auf diesem Gebiet zu verzeichnen. Es orsciieint 
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nunmehr die frage nicht unberechtigt, ob nicht tata&chlioh 
bereits völi^errechtiiche Einrichtungen existieren, welche die 
Ausdehnung der nationalen Sozialgesetzgebung auf die An- 
gehörigen fremder Staaten bezwecken. Vor iicatitwortnug 
dieser Frage ist eine Erörterung des Begriffs „völkerrecbtiiche 
Einrichtungen'' erforderlich. Hierbei ist von dem Satz aus- 
zugehen, dasSy je entwickelter ein Staat nach allen seinen 
Lebensrichtungen und hinsichtlich der Formen seiner Be- 
tätigung ist, er umso weniger des ständigen und limfossoriden 
Vorkohrs mit den anderen Gliedern der Staatengemeinschaft 
zu entbehren vermag. Die Gründe hierfür sind teils wirt- 
schaftlich-sozialer 2^atur, teils sind sie in den staatsrechtlichen 
Verhältnissen und dem allgemeinen Baseinszweck des Einzel- 
staats zu suchen. 

Schon das Streben nach Ergänzung auf wirtschaft- 
lichem Gebiet, die Erkenntnis, dass er allein nicht in der 
Lage ist, seine Kulturbodürfnisse zu befriedigen, wird den 
einzelnen Staat notwendig zur rechtlichen Anerkennung fremder 
Staatswesen und zu einem rechtlich geordneten Verkehr mit 
ihnen veranlassen. Kit der Steigerung des zwischenstaatlichen, 
wirtschaftlichen Verkehrs, des internationalen Wettbewerbes 
wächst die gegenseitige Abhängigkeit der Staaten; wird die 
Zahl der gegenseitigen Berührungspunkte und -Formen erhöht.^) 
Die Folge hiervon ist, wie Stoerk treffend in seiner Mono- 
graphie ,^taatsvorträge^* ausführt,^) „dass der moderne, kulturell 
hochentwickelte Staat in seiner Interessensphäre leichter an- 

1) Vf»!. Jelünek, Die L?hre von den Staatenverbinilungon. „. . . Je 
grosser dio Zivilisation eines ätaates, desto mehr ist er darauf au^'uwiesou, 
Anknüpfungspunkte mit pidem Stsatm za snchtn and die gefundenen 
ta bemitsen. 

2) Vgl Stoerk in v. Stengels Wörterbiich des deatechen Veriraltangft- 
lecbts, Bd. 2, S. 518, Art. Staatsverträge. 
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greifbar nnd empfindlicher verietsbar i«t, als der auf niedriger 
£ntwickluDg8Btufe verharrende, isolierte Staat." J)a der ent- 
wickelte Staat mehr Recfatsguter zu schtttsen hat, ist seine 
Angriffsfläche breiter und daher smn Streben erkiftrtich, sich 

durch ein dichtes Notz völkerrechtlicher Vorträe^o gegen 
Störungen seiner Betätigung zu sichern. Ein weiterer Gesichts- 
punkt führt zur intensiven Steigerung des Staatenverkebrs. 
Der indiTidnellen Verschiedenheit der Verhältnisse in den 
einzelnen Kulturstaaten ungeachtet, tritt bei ihnen allen die 
Tendenz der Verstaatlichung, der Zentralisation der Tätigkeit 
der einzelnen Individuen innerhalb Ues Staatswesens hervor. 
Diese Gleichwertigkeit der Grundprinzipien, welche das gesell- 
schaftliche Leben des Einzelstaats beeinflussen, erklärt sich 
wiederum aus den zunehmenden Berührungspunkten des 
modernen, gewaltig gewachsenen, internationalen Verkehrs. 
Hier ist JellinekO durchaus beizupflichten, wenn er sagt: 
,. . . Jedenfalls sind Anzeichen dafür vorhanden, dass die 
einzeistaatlicho ZentralisatK n nicht deren höchste Form ist. 
da eine Keiho von Verwaitungsgeschäften bereits heute von 
den Einzelstaaten im internationalen Interesse Terwaltet wird. 
Bie auf Tölkerrechtliobem Grunde ruhende „internationale 
Verwaltung*' bestimmter Gebtete durch die Einzelstaaten, die 
bereits zu organisierten internationalen Yorwaltungsvereinen 
geführt hat, bezeichnet einen bedeutsamen Schritt zu einer 
höheren Form der Zentralisation, der internationalen . . 

Gefördert wird diese Entwickelungstendenz des inter- 
nationalen Verwaltungsrcchts durch den bei allen Unterschieden 
der einzelnen Glieder des europäischen Staatensystems im 
wesentlichen Staats- und verwaltungsrechtlich gleichartigen 

1) Jelliaek, Dm Beoht des modernen Staates, Bd. I. A]]g«meine 
Stafttslehre, 8. 254. 



Digitized by Google 



— 41 — 



Aufbau der modernen Staaten. Die Ursache für diese Er- 
scheinung erblickt Jellinek^) mit Recht abgesehen von der 
Tatsache der Reception fremder Kultaren, fremder Rechts« ' 

bildungen und -Systeme in der Gleichartigkeit der gesellschaft- 
lichen Vorhältnisso. Die Entwickelung der Sozialgesetzgebung 
der Kulturstaaton seit Anfang der ;iphtziger Jahre liefert den 
Beweis für die Richtigkeit der Behauptung, dass infolge der 
prinzipiellen Gleichartigkeit der sozialen Verhältnisse der 
Kolttirstaaten sozialpolitische Reformen, die in einem Lande 
Yorgenommon werden, in ihron Wirkungen über die Staats» 
grenze hinausgreifen und die gleichartige Gesetzgebung in 
dem benachbarten Staat beeinflussen. Als Beispiel seien 
Osterreich und Luxemburg erwähnt, Staaten, weiche sich bei 
der Schdpfhng ihrer Sozialgesetzgebung eng an die ent- 
sprechende deutsche Gesetzgebung anlehnten. Der moderne 
Staat kann völkerrechtlicher Einrichtungen, die sein eigenes 
Verwaltungsrechts-System bestinimend beeinflussen, nicht ent- 
raten, wenn er seinen inneren und äusseren Staatszwecken 
gerecht werden will. Innerstaatlich Icann er wohl durch 
Gesetz und Verordnung über die Leistungen und Kräfte 
seiner Untertanen verftigen. Sieht er es aber als eine .,For- 
derung** seiner staatlichen Katui** an, Normen zu scbaflbn, 
welche sein \'erhaltnis zu den andern Staaten regeln, hält 
er öS im Interesse der Erfüllung der ihm durch seine Natur 
gestellten Aufgaben als Vertreter und Förderer der üesamt< 
Interessen seiner Untertanen für notwendig, die. Kräfte und 
Eirichtungen fremder Staaten für die Zwecke der eigenen 
Innen Verwaltung sich nutzbar zu machen: so kann er dies 
nur durch Verträge und Vereinbarungen bewerkstelligen, 

1) Jollinek, a. a. 0. S. IIG, 117. 

2) YgL JelUnek, Die rechUiohe Natur der StaateDTertr&ge» S. 42. 
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durch Schaffung „völkerrechtlicher Einrichtungen", die wieder- 
um — und das ist das Kriterium der Terwaltungsverträge — 
in ihrer Wechsel- und f olgewirkaog YOn der Basis des inter- 
nationalen Terkehrsrechts aus gestaltend und anregend auf 
das nationale Rechts- und Verwaltungssystem einwirken.^) 
Wir sehen hier, wie die Grenzlinien des internationalen Vcr- 
waltungsruclits und Völkerrechts ineinander übergehen. Im 
Gegensatz zu v. Stein^) möchte ich mit Jeliinek betonen, 
dass man su weit gehen würde, wollte man das Völkerrecht 
in dem internationalen Yerwaltungsrecht aufgehen lassen» 
gleichsam beide Rechtsmaterien identifizieren. Das Oeltnngs^ 
gebiet des letzteren erschöpft sich in den Vorwaltungsverträgen 
und den internationalen Verwaltungsvereinon und -bündnisson. 
Die grosse Gruppe der politischen Verträge seinem System 
einreihen su wollen, halte ich dag^en nicht für ang&ogig. 

Nunmehr komme ich zur eigentlichen Beantwortung der 
Frage: Bestehen Tölkerrechtliche Einrichtungen in obigem 
Sinne zum Zwecke der Ansdehnung der deutschen Sozial- 
gesetzgebung auf die Angehörigen fremder Staaten?^) Die 
ersten Ansätze derartiger Kechtsbildungen sind in den vom 
deutschen Reich mit Italien und Österreich-Ungarn ge^ 
schlossenen Zusatzverträgen zu den entsprechenden Handels-, 
Schiflabrts- und Zollyerträgen zu erblicken/) Hinsichtlich 
Österreich-Ungarns war das Moment massgebend, dass dieser 

1) Vgl. T. Stein, Einig» Bemerknogen Uber das internationale Ver- 

waltangsrocht, S. 36. 

2) Siehe v. Stein, a. a. 0. S. 36 ff. 

Für <iie Folge „i^xpansivmassregeln zur Joutscheo Sozialgesetz- 
gebung" gonAnnt. 

4) Siebe temer v, 8tein (Handbuch der Verwaltnngalehie» 8. 210 
- 212), der bereits 1880 den CJedankcn ausspricht, dass Zoll- und Handols- 
bündnisse nie ohne Bück^^icht auf die ArbeitergesetsgebuDg der betrefieuden 
Lander gesohlossen werden müssen ..." 
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Staat in breiter Ausdühniing uamittolbar an Doutscblaad 
grenzt, und dass wegen der hieraus resultierenden, intensiven 
virtBcbaftUdieR Beziehungen der gemeinsamen Berührungs- 
punkte auob auf sosialpoiitiscbem Gebiete sich genug orgeben.i) 
Es sei nur behufs Gewinnung eines Masstabes für die Be- 
urteilung der wirtschaftlichen Tragweite der beiden Cberein- 
itonimen erwähnt, dass das österreichisch-itaiienisclic Element 
im Dezember 1904 im £uhr-Kevier mit etwa 15000 Köpfen 
vertreten war, dass ferner nach der amtlichen italienischen 
Auswanderungsstatistik die Zuwanderung von Italienern nach 
Deutschland von 55049 Personen im Jahre 1904 auf 71624 
im Jahre 1905 gestiegen ist. Auch werden in dorn rheinisch- 
wtiattälischen Bergbaube/virk neben Polen vielfach öster- 
reichische und böhmische Arbeiter beschäftigt.") 

Die deutschen Handelsvcrtrilge mit Österreich-Ungarn 
und Italien datieren beide vom 6. Dezember 1891. Am 
3. Dezember 1904') wurde sodann unter Vorbehalt der 
beiderseitigen Ratifikationen zwischen Deutschlond und Italien 
ein Zusatzvertrag geschlossen, in welchen auf den Wunsch 
Italiens ein Artikel 2a folgenden Inhalts aufgenommen wurde; 
„Die vertragschliessenden Teile verpflichten sich, in 
freundschaftlichem Einvernehmen die Behandlung der 
italienischen Arbeiter in Deutschland und der deutschen 
Arbeiter in Italien hinsichtlich der Arbeiterversichernng 
zu dem Zweck zu prüfen, um durch geeignete N erein- 
baruDgon den Arboitein des einen Landes im andern 

1) Vgl. Franz Laufkott«r, das Yerhaltnia zwiaehen den ein- 
heimischen und den fremden Arbeitern in den „Socialist. Monateheften'* 
1904» I. Bd. 8. 801 IL 

2) S. hinsichtlich der Beschäftigung auslündisolier Arbeiter ia 
Deutschland noch Soz. Pr. Jahrg. 16, Sp. 177—78. 

3) R. G. Bl. 1905, S. 413. 
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Lande eine Bebandlang sn sichern, die ihnen möglichst 
gleichwertige Vorteile bietet 

Diese Tereinbarungen werden unabhängig Ton 

dem Inkrafttreten des gegenwärtigen Vortrages durch 
ein besonderes Abkommen festgesetzt werden." 
Der Artikel 6 des entsprecheaden Zusatz Vortrages zu dem 
Haodelsvertrag mit Österreich-Ungarn vom 25. Januar 1905 
bat abgesehen davon, dass er eine Intemationalisierung der 
Arbeiterschutz- und Arbeiterrersicherungsgesetzgebung in 
Aussicht stellt, die gleiche Fassung, Beide Verträge^ welche 
bomorkcnsworte ßeispielo für die neuerdings beliebte Verbin- 
dung der Handelsvertrags- mit der Arbeiterversicherungspolitik 
darstellen, haben das gleiche Ziel im Auge. Ein besonderes, 
von den Handelsverträgen unabhängiges Abkommen, welches 
Abreden enthalten soll, die den Arbeitern dieser drei Länder 
eine^ möglichst gleiche Vorteile bietende Behandlung anf 
sozialpolitischem Gebiete gewährleisten. So eifreulich nun 
der Erfolg an sieb ist, den die internationale Sozialgesetz- 
gebung mit diesen Zusatzverträgen aufzuweisen hat, so pro- 
blematisch ist, vorläufig wenigstens, ihr Charakter. Die Vor- 
tragsstaaten beschränken sich auf eine gemeinsame Prüfung 
der Anwendung der jeweils bestehenden Arbeiterversicherungs- 
gesetsgebung auf die deutschen Arbeiter in Österreich-Ungarn 
und Italien und umgekehrt. Nach Erfolg der Prüfung sollen 

1) »,Dle vertvagacbUesseiideii leile T«rpfliditflteii ti^, in fr»niid- 

schaftlicliem EinTernehmeQ die Behandlnng der Arbeiter des einen Teiles 
in den Gebieten des andern hinsichtlich des Arbeitorschutzes und 
der Arbeiterversicherunir zu dem Zwecke zu prüfen, um durch ge- 
eignete Veroiubaruugeii diesen Arbeitern wechselseitig eine Behandlung 
SU sichani, die ihnen magUohat gleichwertige Voiteile bietet 

Dieee VereittbamngMi werdea tmabhängig ▼Oll dMit Inlcnlltreteii 
des gegenwärtigen ZnaatsTertisgeB doroh ein beeondem Abkommen ftst* 
gesetst werden." 
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die enUpieobdnden yerembarnngen erst durch ein besonderes 
Abkommen festgelegt werden. Es sind lediglich Völkerrecht* 

liehe Vorvorträge, durch welche sich die vcrtragscblicssendeu 
Teile verpflichten, künftighin durch besondere Abkommen 
die Fragen der internationalon Sozialgesetzgebung, insbesondere 
des Arbeitefscbutzes und der Arbeiterversicherung, zu regeln. 
Immerhin sind die in Bede stehenden Zosatzvertrüge insofern 
beachtenswert, als sie einen Rackschluss auf das Mass gegen- 
seitiger Verständigung und gegenseitigen Entgegenkommens 
der Staaten gestatten. Ihr Wert liegt vornehmlich darin, dass 
in ihnen die Idee der Notwendigkeit und des Vorteiles inter- 
nationaler Aibeiterschutzrerträge einen konkreten Ausdruck 
findet Sie sind fomer deswegen bedeutangsToll, weil sie 
Garantien für die Ausdehnung der in dem Inlande getroffenen 
sozialpolitischen Massnahmen nnd auf diese Weise mindestens 
einen Ausgleich der durch die nationale Sozial-Gcsotzgcbung 
aufgebürdeten Lasten versprechen, iiio konneii aber auch 
einen direkten praktischen Nutzen haben. Italien entsendet 
alij&brlich Kahlreiche Stein- und Brdarbeiter nach Deutschland, 
denen die Segnungen der deutschen Sozialgesetsgebung, fidls 
die oben in Aussicht genommenen Abkommen zustande kämen, 
zu Gute kommen würden. Die gleiche Altornativo träfe für 
Osterreich- Ungarn zu, welches wie kein anderes Land mit 
uns einen intensiven, nachbarlichen Verkehr unterhält. Über 
den Nutzen internationaler ArbeiterschutzTerträge hat sich 
auch der Staatssekretär Graf von Fosadowsky ausgelassen. 
Gelegentlich der ersten Lesung der Handelsverträge im Beichs- 
tage äusserte er am 10. Februar 1905: 

„Wir haben soeben mit anderen .Staaten (Österreich- 
Ungarn und Italien) Vereinbarungen über den Arbeiter- 
schutz und über die Arbeiter?er8icherung getroffen .. . 
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Aber Immer mehr muss sich je lern die ÜbcrKeu^ng 
aufdrängen: Jü mohr wir sozialpolitiscli fortschreiten, 
destomchr mflsson wir den uiingendcn Wiiusch haben, 
dass die anderen Staaten mit uns Schritt halten . . . 
Deshalb sind solche interoationalon Abkommen auch 
▼on dem alleiigrössten sozialpolitischen Wert!^^ 
Einen weiteren bedeutsamen Fortschritt in der Inter« 
nationalisiorung der Sozialgesetzgebung bildet das Abkommen 
zwischen dem doiitschon Reich und Luxemburg über ünfall- 
versicherung vom 2. September 1905.*) Mit diesem Tage 
beginnt für Deutschland die Aera positiver Expansivmass- 
r^ln. Die sachliche Würdigung dieser Vereinbarung erheischt 
eine knappe, vergleichende Darstellung der tatsfichlicb in 
beiden Ländern bereits bestehenden Arbeiterversicherungs- 
gesetzgebung unter besonderer Berücksichtigung der ver- 
«icheriingsrechtlichen Stellung der Ausländer. 

Um mit dem sozialpolitisch entwickelteren Lande zu be- 
ginnen, so kommt für Deutschland in Betracht: 

Das Erankenversieherung^setz vom 15. Juni 1883, 
mit den durch die Kovellen vom 10. April 1892, 
30. Juni 1900 und 25. Mai 1003 sowie mit den durch 
die ^'oveliü zur Gewerbeordnung vom 26. Juli 1897 
hervorgerufenen Modiiikaton; 
femer das Gesetz über die oingeschriebencn Hüfskasscn Tom 
7. April 1876 (in der Fassung vom 1. Juni 1884), während 
in Luxemburg^) das Gesetz betreffend die auf Gegenseitigkeit 
beruhenden liillskassen vom II. Juli 1891 und das Gesetz 
vom 31. Juli 1901, die Arbeitcrk ranken Versicherung betreffend, 

1) K. ü. Bl. 1905, S. 758-750. 

2) S. die amtliche Ausgabe, enthaltend das genannte Gesets und 
Vorentwürfe der Statuten, Luxemburir 1901. 
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gilt. Das letztere Gesotz lehnt sich in seinen Ornndgedankcn 
eng an das deutsche Krankenversicherungsgesetz an. Beide 
Versicher ungsgesetzc lassen das Prinzip der Zwaogsversicbe* 
rung (assurance obiigatoire) erkennen. 

Der Kreis der in Handel und Gewerbe yersicherteii 
Personen ist gesetzlich genau umscbriebon (Art 1)^) und 
zwar ergreift die ICrankenversicherang alle Arbeiter ohne 
Rücksicht auf die Höhe ihres Ijohnes, dagof^cn Botriobsbeamtö 
und in ähnlicher sozialer Stellung befindliche Personen nur, 
sofern ihr Jahres verdienst 2000 M. nicht übersteigt. (In 
Laxemburg: 10 Fr. per Tag oder 3000 Fr. per Jahr, Art. 1, 
Abs, 7). Die Begründung der Versicherung geschieht nach 
deutschem Recht durch Zwang (Versicherungspflicht) oder 
durch freiwilligen Eintritt der versicherungspflichtigen Personen. 
Nach belgischem liet-ht beruht die Versicherung auf Gegen- 
seitigkeit der Beteiligten (Art. 2, Abs. 1). Sie wird durch die 
Tersicberungspflicbtige Beschäftigung begründet (Art. 2, Abs. 2) 
und findet ihre Realisioning in der Zugehörigkeit zu folgenden 
drei gesetzlich zugelassenen Krankenkassen (Art. 3): 

1) Den freien (anerkannten) Hilfskassen, 

2) den Betriebs- oder Fabrikkrankenkassen, 

3) den Bezirkskrankenkassen. 

Das deutsche liecbt kennt die Bezirkskrankenkasse als 
Trägerin der ErankenTersicherung nicht, weist dagegen noch 
fünf andere Kategorien Ton Kasseneinricbtungen auf, nämlich: 

1) Ortskrankenkasse, 

2) Baukrankonkasse, 

3) Innungskrankenkasse, 

4) Knappscbalts- und 

5) Gemoindekrankenkasse. 



1) Das belgische Gesetz zerfällt iu Artikel, das deutsciie iu 



— 48 — 



Der Uiu&ng, sowie Art und Dauer der Lei8tuDgen ge- 
stalten sich je nach den Eassenarten Terscbieden. (Art. 14 ff.)^) 
Eine gleichmässigo Feststellung ist nur hinsichtlich der von 

allen Kassen zu gowahieuden gesetzlichen Mindestleistungen 
erfülgt. (Z. B. Art. 14.) Sie bestehen nach deutschem Recht 
eroteos in freier ärztlicher üohandlung, freier Arznei und der 
Gewährung sogenannter kleiner Heilmittel. (Ganz Ähnlich 
Art 14*^.) Zweitens in einem Krankengelde, welches hei 
Torhandensein von firwerbsunfilhigkeit mit dem dritten Tage 
nach Eintritt dor Krankheit in Höhe der Hälfte des für die 
ßeitragsloistuüg massgobenden Tagolohnes zahlbar ist. (Vergl. 
Art. \4^). Jedoch sind Mehr- und MinderieistuDgeQ inner- 
halb bestimmter, von dem Gesetz gezogener Schranken zu> 
lässig. (So auch Art 15, 16, 17). Auch der Modus der Auf- 
bringung der erforderlichen Mittel ist dor Hauptsache nach 
in beiden Gesetzen der gleiche. Nach deutschem Recht 
werden die Mittel durch Beiträge und Eintrittsgelder, nach 
belgischem Kecht nur durch Beiträge, und zwar zu J von 
den Arbeitgebern, zu | von den Versicherten ausbracht 
(Art 25, 26). In der deutschen Krankenversicherung schwankt 
im Einzelnen die Höhe der Beiträge je nach den rerschiodenen 
Kassenarten. Das YeHabren im Streitfalle behui^ Verwirk- 
'lichung der Ansprüche aus der Krankenversicherung ist, 
wenigstens nach deutschem Recht, ausserordentlich vielge- 
staltig, laicht weniger als sechs verschiedene Behördenorga- 
nisationen sind für die Erledigung von Streitigkeiten unter 
den Beteiligten zuständig. Es sind dies: 

1) die Aufsichtsbehörden der Krankenkassen, 

2) die hühoren Verwaltungsbehörden, 

1) Der Wortlaut des Mgucben Gesetzes ist Tiol&eh dem deatacben 
Gesetz direkt entnommen. 
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3) die bandesstaadioben Zentralbebörden, 

4) die ordentlicbeii nnd die Gewerb^geridite .niid 

5) die gemäss den §§ 20, 21 B. G. 0. eiogesetste fie^ 

kursbehörde. • -* " 

Nach Artikel 42 des luxemburgischen Gesetzes werden 
aDalog Streitigkeiten ziviirocbtlichen Charakters zwischen Ar- 
beitgeber und den von ihm bescitäftigten Personen oder 
Bwiscfaen den Arbeilgeberä und den Tersicberten Arbeitern 
eincirsdts vind den . Bezirksfarankenkassen andererseits Ton 
der Aufsichtsbehörde xind eveiitueU im Instanzenwege (Rekurs 
an den Friedensrichter) von dem ordentlichen Gericht ent- 
schieden. (Art 42 Abs. 2.) Im Übrigen werden die Streitig- 
keiten wie sonstige Verwaltungsstreitsacben durch die Re- 
gierung (Art 54) bezw. im Wege des Rekurses durch den 
Staatsrat entschieden. (Art 64 Abs. 4.) 

Hinsichtlich der Invaliditäts- nnd Altersversicherung, 
welche in Luxemburg gesutzüch überhaupt noch niolit ge- 
regölt ist, koinmen lür das Deutsche Reich folgende Rechts- 
queJlen in Betracht: 

Das Invaliden- nnd Altersversicherungsgesetz vom 22. Juni 
1889, welches, durch Novelle vom 13. Juli 1899 ergfinzt, in 
der Fassung vom 19. Juli 1899 seit dem 1. Januar 1900 
unter der Bezeichnung als „Invalidenversicherungsgesetz^^ in - 
Geltung ist. Ratio legis ist die Sicherung der Arbeiter und 
der mit ihnen sozial und wirtschattiich auf gleicher Stufe 
Stehenden Personen gegen die wirtschaftlichen Schäden und 
Nachteile der Invalidität und . des Alters. Nach den §§ 5 
Abs. 4 und 15 Abs. 2 I. V. ist Invalidität die dauernde 
Minderung der Erwerbsföhigkeit des Versicherten infolge von 



1) I. y. G. SS InvalidenTeraidierungsgesets. 

4 
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Alter, Krankheit oder Gebrechen um mehr als ein Drittel 
ihres unpr&aglichen Umfuiges. Pie Gewäbnuig einer Alteis- 
renie ist dagegen lediglich yon der YoUetidang des 70. Lebens- 
jahre6, nicht etwa von eingetretener ElrwerbBnnfiUiigkeit ab- 
hängi/^. Die Altersrente ist regelmässig niedriger bemessen 
als diu Invalidenrente, da sie nur einen Zuschuss zu dem 
Arbeitsverdienst alter Personen darstellen soll. Der Ereis der 
.Versicherten ist auch hier rechtlich genau fixiert') Träger 
der Yersichening sind die Yersieherongsanstalten') nnd für 
die Gtossbetriebe der Eisenbahn- und Bsigbauverwaltangen 
die besonderen Easseneinrichtungen. (Ponsionskassen.) 

Die Leistungen der liivalidtiiiversichorung werden von 
den §§15 ff., 34 fif. I. V. 6. bestimmt. Bei dauernder oder 
länger als ein iialbes Jahr währender Invalidität wird nach 
Zurücklegung dner sogenannten Wartezeit von 200 becw. 
fiOO Beitragswochen eine Invalidenrente mit folgenden Be- 
zügen geleistet: 

1) üin ßeichszusühuss von 50 M. für judo Rate, 

2) ein nach fünf Lohnklassen differenzierter Grund- 
betrag von 60 bis 100 M., 

3) ein Steigemngssatz, d, h. eine £rhöhang des Onud- 
betmgee um 3 bis 12 Pfennig, ebenfoUs nach fünf 
Lohnklassen sich abstufend. 

Die Altersrente besteht in einem Heicbszuschuss von 



1) Gnmdsiitzlich wie bei der Krankenversichenmg 

a) Arbeiter, Gehilleu, GeäelieD, Lelirliugö u. s. w., ohne £ück- 
sicht auf die Höhe iHieft Lohnes. 

b) BetriebilMimte und andere Personen mit hdhenr tediniseher 
. . YorbllduDg, sofern ihr JahresarbeitsveidiMist 2000 M. nioht 

übersteigt. 

2) welche augenblicklich sich ia neun besondere Eas&eneinrichtungen 

i;liedorn. 



Digitized by Google 



— 51 — 

.50 M. und aus einer von den Versicherungsträgern aufeu- 
bringenden, nach fünf Lohnklsssen sich abstufenden Quote 
von 60 bis 180 M. 

Die erforderlichen Mittel werden teils aus Reichszu- 
schtissen, teils aus Beiträgen der Interessenton (Markensystem, 
Einkleben von Beitragsmarken) gewonnen, und zwar liegt die 
Beitragspflicht in der Hegel dem Arbei^ber ob. Allerdings 
,hat dieser gegen die von ihm beschiftigten Versicherten einen 
Anspruch auf ESrsatz der HfiJfte der bezahlten Beiträge, i) 

Entscheidende Behörden in dem Verfahren zwecks Rechts- 
Verwirklichung sind entweder die Vuüatando der Versicherungs- 
anstalten (erste Instanz), oder es sind im zweitinstanzlichen, 
sogenannten FeststellangSTerfohren, die Schiedsgerichte für 
Arbeiter?ersichemng.*) Qegen die Entscheidung der letzteren 
Ist die Berlsion bei dem BeichsTersicherungsamt (Rovisions- 
• Senat) zulässig. 

Die §jj 175 fif. I. V. G. entl alten schl oaslich Strafvor- 
sekriften zwecks Sicherung der ijurcliiührung der Invalideu- 
.TersicheniDg. 

Der materieDe Bechtszustand hinsichtlich der Unfallver- 
. Sicherung in beiden Lfindem* ist folgender: 

Als integrierender Bestandteil der deutschen Sozialgesets- 
gebung wurde am 6. Juli 1884 düs LUfallversicherungsgesetz 
erlassen, welchem in den nächsten 3 Jahren als Novellen 
folgten: 

1) Das Gesetz vom 28. Hai 1885 über die Ausdehnung 
der ünfallveisicherung^setze auf Personen, die in 

1) Dieseu Aniprodi kuin d»r Arbeitgeber nnr dnrdi Ainug TOm 
Lohn realisiereil. 

2) Dieeelbih Oeiichte enteoheiden auch Aber Aasprfiehe aus der 
UaMverBicbenmff. 

4* 
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Tianspoifbetridben des BinndnlaiMieB (Eisenbahn, 
Binnenscbifhhft, Fuhrwerk), in Speditions- oder in 

Speichereibetrieben beschäftigt werden. 

2) Das Gesetz vom 15. März 1886 für die in ver- 
' Sicherungspflichtigen Betrioben beschäftigen Reicbs- 

bcamten und Militärpersonen. 

3) Bas Gesetz Tom 5. Mai 1886 för die Arbeiter und 
Betriebsbeamten in der Land* und Forstwirtschaft. 

4) Das Gesetz Tom 11. Juli 1887 für alle bei Bauten 
beschäftigten PersoDen, soweit sie nicht duich die 
früheren Gesetze versichert waren, und endlich 

5) Das Gesetz vom 13. Juli 1887 für Seeleute auf 
grösseren Schiffen und für andere bei der See- 
schifhhrt beteiligte Personen. 

190O gelangte man auf Grund der in der Praxis gemachten 
Erfahrungen nach längeren Vorarbeiten zu einer Reyision der 
gesamten ünfallversicheriingsgesetzgebung, welche unter Auf- 
4^hterhaltang der aligemeinen Kicbtungstendenzen zahlreiche 
Detailbestimmungen modifizierte. Das Ergebnis der Beirision8> 
arbeit war die Publikation folgender Gesetze: 

1) Gesetz betr. die Abänderung derünfallversichemngs- 

gesotze vom 30. Juli 1900 (R. G. El. 1900 S. 335 E), 
soger-anntes Haupt- oder Mantelgesetz. 

2) Ge^rcrbeunfallversicherungsgesetjs vom 30. Juni 1900 
(R. G. BJ. S. 585 

3) UnfallTersicherungsgesetz für Land- und Forstwirt- 
schaft vom 30. Juni 1900 (R. G. Bl. 8. 641 ffi). 

4) Bau- und Seeunfailversichorungsgesetz vom 30. Juni 
1900 (K. G. ßl. S. 698 ti'. bezw. 716 iL). ' 

1) Für die Folge: „U. V. G." zitiert. 
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6) UD&Ufttrsorg^gesetss fOr Beamte uod für Personen 
des Soldatenstandes Tom 18. Juni 1901 (B. 0. Bl; 
S. 201 ft).') 

6) Oesetz betr. diu LTofaUfürsorge für Gefangene vom 
30. Juni 1900 (R. G. Bl. S. 536 ff.). 
Die entsprechenden für Luxemburg in Betracht kommen- 
tlen Kechtsquellen sind: 

1) Als Haupl^sets: das Gesetz vom 6« April 1902 
betr. die Arb^terunfiillTersicherang mit seinen Aus- 
führungsreglementen.^) 

2) Als Nachtragsgesetz : das Gesetz vom 22. Dezember 
. 1904 betr. die Ausdehnung der Arheiterun£aliver- 

Sicherung.^ 

Gemäss $g 1, 2 ü. T. G. und Artikel 1 bezw. 2 der 
belgischen TTnfiiUfttrsorgegesetse sand alle in den als vei^ 
slchernngspflichtig erklSrten Betrieben besdiäftigten Arbeiter 

und diejenigen ßetriebsbeamten, Werkmeister und Techniker 
versicherungspflichtig, deren Jahresverdienst 3000 M. (3000 Fr.) 
nicht übersteigt Betriebsunternehmer, deren JabreSTerdienst 
3000 IL nicht übersteigt, oder welche nicht regelmässig mehr 
als zwei Lohnarbeiter beschäftigen, haben das Selbsrersicfae- 
rungsrecht (§ 5, II TT. V. G.). Die in ihren Gmndzügen 
durch beide Gesetze gleichmässig normierte Uufallfürsorge 



1) Gemäss § 14 und Art. 2, Abs. 2 dieses Gesetzes erfolgte ia 
Preussen eine landesreohtliche Begelang für Staatsbeamte durch das 
Gesetz betr. die Fürsorge fiir Beamte infolge von BetriebBonftUleu vom 
2. Juni 1902. (Ges. Saoimlg. S. 153 ff.) 

2) S. die amtliche vorläufige Aasgabe, Luxemburg 1903. 

8) Loi da 23. d^eembr» 1904, ooneemsat rezteii8io& de raestinnce 
oUigfttoIitt «mtn Im aeoidfliitft; Lmttmbmiig 1904, in 8 Titel seiftllend» 
nebtt Circalaire du 24. d^mbre 1904, relative k rexecutiou de Ia loi 
aar FexteiiBioii de raisonuioe obligatoire des oavxiers contr» ke Accidents* 
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gewährleistet auf Grund der |§ 9 ü U. V. G. (Art 6 bis 13)^ 
im Fdle der Terieteang dem Berochtigteii mit dem B^inn 
der vierzehnten Woche*) nach Eintritt des ünfilts die Kosten 

des Heilverfahrens, sowie eine Rente für die Dauer der 
Erwerbsnnfähig^keit. Sie betrügt bei völliger Erwerbsuntähigkeit 
als Vollrente ^ des Jahresarbeitsverdienstes, bei teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit erfolgt Zahlung einer Teilrente (Art 6>). 
§ 10 besw. Art 14 enthalten sodann nähere Angaben über 
die Berechnung der Rente und des JahresarbeitsrerdiensteB. 
Im Falle des Todes dos Unfallfürsot^berechtigten (§§ 15 fi. 
und Art. 7 bis 11) erhalten die Hinterbliebenen (Witwe, 
Aszendenten^) und Deszendenten) bis zum vollendeten 15. 
Lebensjahre Leibrenten im Betrage von je 20 ^ dos Arboits- 
TOfdienstes, jedoch nicht mehr als insgesamt 60 i (§§ 16 und 
20, Art. 11) und als Brsatz der Beerdigungskosten den 16. Teil 
des JahresarbeitsTerdienstes^) (§ 16 1 1). Die Aufbringung 
der Mittel erfolgt aussohliesslich durch die Unternehmer nach 
dem Prinzip der Deckung des Jahresbedarfs, ausnahmsweise 
im Wege der Kapitaldeckung. Ähnlich bestimmt Artikel 'öS 
des luxemb. UnfeltTersicherungsgesetzes, dass die Mittel sur 
Deckung der von der Versicherungsgenossensehitft'iistt leistehdiBn 

1) Das deutsche nnd belgische Gesetz spr-^chcn insofern inbnrrekt 
von „Scha'lenscrsatz'*, als es sich hier nicht um ein privatrechtliches, 
souderu publizistisches Bechtaverhältnis handelt, vergl. hierzu auch 
Laband» DeatiehflB Beicfantaatsreeht, Tabiogea 1907, in adaen Aiis- 
fUhniDgen ttber die jazistiBohe Natur der ArbsiterrerBoigang, iDebeeondere 
der TJnfallversichorung, S. 2G7, S. 279 ff., S. 296 ff. • 

2) Für die orst"n 1.". Wochen t^'reJft die Krankenkaason Unterstützung 
ein. Evtl. stehen der Kraakenkaase gegen die Berufegenosaenschaft Er- 
satzansprüiche zu. . ' ' 

3) Diese jedoch nur, wenn der TenmglQckte der aiasig« Er- 
n&brer trat. 

4) NftOh deutschem Kecht mindesens 50 M.» na(^'li«lgi«dk«ia mia* 
deetena 40 Fr. und höchstens 80 Fr. (Art 7,1). 
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Ausgaben am Schlüsse jedes Recbnungejahres durch Beitrftge 
angebracht werden, welche auf die Mitglieder nach Hassgabe 
der in jedem Betriebe oder Betrieb'ssweige verdienten Löhne 

sowie dos Getahrüntarifos. unter vrolbhem der Betrieb bezw. 
Betriebszweig steht, umgelegt werden. 

Träger der Vorsicherung sind rr|elDiä88ig Berufsgenossen- 
•chaften,^) in Luxemburg eine Vereinigung s&mtiicher Unter- 
nehmer des Landes zu einer einzigen Yersicherung^nossen- 
schaft gegen Unfälle (Art. 26). Die . Berufsgenossenschaften 
umfassen alle Botriebe derjenigen Industriezweige und Bezirke, 
für welche sie errichtet sind 28 ü. V. G.). Sie sind Kor- 
porationen mit Kcchtspersönlichkeit (§ 28 V). Nur das 
GenossenschaftSTemiögen unterliegt dem Zugriff der Ol&ubiger 
(Art. 28 VI). Die Mitgliedschaft des Unternehmers wird Ipso 
jure, ohne Beitrittserklärung, begrdndet Die« schllesst die 
Terpflichtang des Unternehmers zur Anmeldung seines Be- 
triebes bei der unteren Verwaltungsbehörde nicht aus*) 
(§§ 35, 56 U. V. G.\ Die 36 bis 48 ü. V. G. und die 
Artikel, 29 bis 34 enthalten Bestimmungen über Organisation 
und Veränderung der Berufsgenossenschaften befsw. fiber die 
Ywwaltung der Versicherungsgenossenschaft. 

§ 49 und Artikel 42, 43 regeln die Bildurig von Gefahren-» 
klassen.^ ) Sie erfüllt iiacii deutschem Kecht durcli die Ge- 
nossenschaflsversaraniiung je nach dem Grad der mit dem 
jeweiligen Betriebe Terknüpften Unialigefahr, nach belgischem 

1) In 1) 'ntsrhland gibt es d&cva gegenwärtig 66 gewerhliehe und 
48 landwirtäcbaftliche. 

2) Im Fall der Verzögerung der ADmel'iung kann Festsetzung einer 
Geldstrafe bis zu 100 M. erfolgen (§ 56. II). 

8) Vgl. hiena den laxemb. lliDisterialbeecliIasB vom 28. April 1908, 
wodorob die Oefahrenklaeaen und die Gefabrensifier in Un&ÜTeivlehaiuigs- 
«ii0el«genbfliten festgeet^lt irocden Bind. 
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Kecht auf Gniod derselben Prinzi^en. Nur wird hier der 
OelüueDtarif erstmalig von der Begiemog «o^estellt und 
dann nach einer in Zwiacfaenriumen Ton je drei Jahren statt- 
findenden Prüfung seitens der Generalversammlnng entweder 

beibehalten udcr abgeändert. In h'tztüicm iaiie ist jedoch 
die Genohmigung der Regierung erfürderlich. ^ 

Die Feststellung der EntschAdigang erfolgt ex officio in 
einem beschleunigten Ver&hren durch den Vorstand der 
Genossenscbaft (§ 71 a. a. 0. und Art 47, Abs* 1), sobald 

die den Anspruch begründenden Tatsachen feststehen. Dom 
Entschädigungsberechtigten ist vorher Gelegenheit zur Äusse- 
rung binnen einer zweiwöcbentlichen ifrist zu geben. Unter- 
bleibt die Feststeilung Ton Amtswegen, so bat gemäss § 72 
a. a. 0. der Entschädigungsberechtigte seine Anspräche bei 
Vermeidung der Praeklusion vor Ablauf von zwei Jahren 
nach Eintritt des Unfalls bei dem zustftndigen Vorstand an- 
zumelden (vergl. Artikel 47, Abs. 2). 

Für das Feststellungs verfahren der Entschädigung und 
für das Ver&hren sur- Entscheidung von Streitigkeiten aus 
der ITn&UTersichemng kommen dio §§ 75 ff. U. V. G. und 
Artikel 51 bis 57 in Betracht. Ausserdem sind sedes 

materiae 

1) für das Deutsche Keich: 

a) die kaiserliche Verordnung betr. den Geschäfts* 
gang und das Verfahren des ReichsTersiehenings- 

amts vom 19. Oktober lüÜO,'-') 

b) die kaiserliche Verordnung betr. die Schieds* 



1) Nach deutschem Recht bedarf Jio Aufstellang und Abinddronj^ 
der Gefahreaklassen der GenehmigtiBg des AeicbevemoheraiigBaiiiti. 

2) B. G. Bl. S. 9Ö3. 
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geridile für ArtoitecrernicbemDg yom. 22. l«o- 
Tembfir 1900,^) 

c) die kaiserliche Verordnung betr. das Verfahren 
vor den iSchiedsgerichton för ArbeiterversicberuDg 
vom 22. November 1900.«) 

2) Fflr Luxemburg der grossherzoglicbe Be^cbluss vom 
7. ApiU 1908 betr.' das gerichtliche Ver&bien bei 

den Schiedsgerichten und dem Obergerichtshofe. 

Über die Höbe der Entschädigung und die Art ihrer 
Berechnung erhält der Berechtigte einen schriftlichen Bescheid 
(§ 75, Art. 47). Innerhalb einer F^aeklusionsfrist von einem 
Monat*) nach Zustellung des Bescheides ist die Berufung auf 

Entscheidung vor dem Schiedsgericht für Arbeiterversicherung 
zulässig, in Luxemburg vor dorn Friedensrichter als Schieds- 
richter 76 ü. V. G., Art. 52, Abs. 1 und Art. 1, Abs. 1 des 
Beschlusses vom 7. 4. 03). Gegen die Entscheidung des 
Schiedsgerichts können der Verietzte, dessen Hinterbliebene, 
sowie der Qenossenschaftsvorstand innerhalb eines Monats 
das Rechtsmittel des Rekurses (§ 80) bei dem Reicbsver- 
sicherungsarat oder den Lundesversicherungsämtern, nach 
luxemb. Kecht innerhalb 14 Tagen das Rechtsmittel der Be- 
rufung (Art 56 und Art. 11 des Beschlusses yom 7. 4. 03) 
bei dem Obergerichtshof einlegen.*) 

1) B. G. Bl. S. 1081. Hiemach treten vom 1. Januar 1901 die 
Schiedsgerichte für Arbeitenersichorung an die Stelle der biBherigen 
nach Berufsgenossenschaften eingenchteton Schied^gencbte. 

2) R. G. Bl. S. 1017 ff. 

3} luuerhaib von 40 Tagen bei Strafe der Nichtigkeit. Art. 52, 
AU. 2 und Art. 2, Abs. 1 dea Besehlunw Tom 7. 4. 08. 

4) Ber afnng iat j«toeh nur salisNg, wenn der Wert der Streitsaehe 
1500 Fr. übersteigt, andernfalls sind die gemäss Art. 52 ff. erlaaaenen 
Entscheide des Schiedsgerichts endgültig. Art. 56> Abs. 1. 
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Erwähnenswert sind endlich die Bestimmungen über die 
Zahlung der Bntechädigungsgelder. (§§ 93 bis 96 U. V. G., 
Art 47 und Art. 20 £ der Ausführungsbestimmungen zum 
ü. V. 6. vom 5. 4. 02), die Unfallrerbütung (§§ 112 bis 124, 

Art. 6i bis 68) und Betriebsüberwachuiig, iiber die Beauf- 
sichtigung der Berufs- und Versicberungsgenossenschafton 
durch das Reichsversicherungsamt bezw. die Regierung (§§125 
bis 127, Art. 44) sowie die Schluss- upd Strafbestimmangen 
(§§ 134 bis 155 U. Y. 6. und Art 58).0 . 

Hinsichtlich . der rechtlichen Stellung der Ausländer in 
den beiden Unfall Versicherungsgesetzen ist hervorzuheben, 
dass in ihnen wie in der gesamten übrigen Sozialgesetz- 
gebung der Suiturstaaten die Staatsangehörigkeit der türsorge- 
berechtigten Personen keinen Eiofluss auf das Bestehen, dea 
ümfong und besonders die rechtliche Wirksamkeit des sozialen 
VersicberuDgszwanges ausübt*) So bestimmt Art. 12 Abs. 1 
des luxemb. Unfall Versicherungsgesetzes: Die Bestimniungen 
gegenwärtigen Gesetzes finden auf Ausländer wie aut Luxem- 
burger gieichmässig Anwendung.*) Sodann enthalten die 
§§ 21, 33, 94 Ziff. 2, 95 II U. V. G. und Art. 48, Abs. 4, 
40, 48,2, 49, Abs. 4 des luxemb. UnüiilWersicherungsgeBetzes 
die rechtliche Behandlung der Ausländer regelnde Normen. 
Sie charakterisieren sich mit Ausnahme des § 95, II und 
Art. 49 Abs. 4 als den Ausländer beschwerdende Bestim- 
mungen/) Beide Staaten, Deutschland wie Luxemburg, lassen 

1) Für die Eeichs- und Staatsbetriebe einlialten die §§ 128 bis IM 
a. a. U. tSoudervorschrifteu. GrundsaUlich mmiut hier die Stellung der 
BerufsgonoMeoiehaft das Bdoli od« der Staat do. 

2) TergL Bosiii Bd. I, S 1S2. 

: ) Di^0 Bestimmung erleidet im 2. Abaats sofort diie Modifikatioit 
durch die negative Reziiirozitätsklausel. 

4) Sie betrefieu das £eclit der im Aualand sieh aufhaltenden Hinter- 
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allerdings neben diesen sümeitt dorch 4en Aufenthalt , im' 
A.nBlande bedingten BesohrSoknngen in. den ans dem Ter-: 
sicheru^gsverbftltnis entspringenden Rechten die sogenannte 

Reziprozitätsklnusel einhürgciiüii, lüden) sie Massnahmen der 
nationalen Gesetzgebung zur Abscbwäcbuntr mIoi Aut hübung 
der den Ausländern nachteiligen, an das Verlassen des In- 
landes oder den Wohnsitz im Auslande anknüiifeinden Be^ 
Stimmungen TOEsehefD. So bestimmen dio %% 21, i9A Zift 12, 
95 II Abs. 2 0 Y. a und Art 48,2 gL 2, 48 Ahe. ^ (4» 
Abs; 5, dass durch Bundesratsbeechlnss im Deutschen Reichv 
durch Dispens der Regierung in Luxemburg die Wirkung 
dieser Einschränkungen aufgehoben bezw. für dio Angebörig^' 
solcher auswärtiger Staaten »nsser Kraft gesetzt werden kann^ 
deren Gesetsgebung den deutsehen bezw. Inxembnrgischeii 
Arbeitern wie deren Hinterbliebenen eine entspirediende FtLiw 
sorge im Falle der Tötung' öder Verletzung .duroll:». einen Be» 
triebsunfall gewährleistet^) ^ ; ' L ' • • 

■ Beide UnfailTersicberungsgesetse folgeh ferner dem Terri- 
totialitätspfinzip {% 4 U. Y. G. und Art. 8). Lediglich der 
Sitz des Betriebes, „sein wirtschaftlicher S(A#expunkt^* ist 
für die Beurteilung seiner Eigenschaft als eines inländischen 



bliebenen oiues ausliindlschen Arbeiters sowie des Ausländers selbst auf 
Bezug der Unfallreate, die Heranziebimg ausländischer ünternehmer au 
fietrigea in doppslter HQhe und zur SidierhsitsleiBtiuigt wenn sie toi^ 
übergehend im Inland« einen versidiemngspfiiditigen Betrieb «os&beii* 

endlich die fakultativo Abfindung eines entechädigungsberechtigten Aus- 

liiaders mit dem dreifaclion Bptrat' ihr Jahresrente. Analog ist der Inhalt 
clor nur mit geringen Abweichungen entsprechenden Bestimmungen der 
Art. 40, 4«, 49. 

i; Ausser im Falle der Bsziproiität könnod sie nach deatsohem 
Beeht «ach für beetimmte-Greoshsairke an^^oben werden (§ 21 V. 7. 0.) 
Vergl. sn § 21 und 94 Ziff. 2 a. a. 0. dio Bekanntmachungen dea Bsicha- 
kanzlers vom 12. 6. Ol, 29. 6. Ol und 1. 7. 09. 
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oder ausländischen massgebend. Zweifel und EomplikatioDOO 
sind aber lür den Teil denkbur, dasB ein ialäDdischer oder 
Mosländifloher Betrieb über das rfiumlicfae Geltungqgebiet des 
einen Stutee nach jenseits eder diesstits hinttbenagt Es 

entsteht diu Frage, ob die in den ausländischen, vorüber- 
gehend in das Inland übergreifenden Betrieben beschafti-^ten 
Arbeiter von der inländischen Gesetzgebung oder ausländi- 
schen oder gar von beiden eigriifen werden. Wirtschaftlich 
irfirde die schroffe Anwendung' des Territorialitätsprinzips zu 
einer Zweiteilung des übergreifenden Betriebes ffthren; es 
würde ein inländifedier Betriebsteil mit Unterwerfung unter 
die inländische Versicherungsgesetzgebun^ und ein ausländi- 
scher Teil vorbanden sein, welcher wiederum der Gesetz- 
gebung des Auslandes zu folgen hätte. Lässt sich dies über- 
haupt nur bei Teilbetrieben durcblUhren, deren jeder, eine 
gewisse wirtschaftliche (Tnabbüngigkeit besitzt, so sind Weite- 
rungen und Unsuträglichkeiten dann geradezu unvermeidlich^ 
wenn es sich um ein innerlich geschlossenes, von einer 
Zentralstelle aus einheitlich geleitetes Unternohmen handelt, 
welches unselbständige Betriebsteile in das Ausland über- 
strahlen Iftsst Nach deutschem Becht zwar weiden die in 
unselbständigen Betriebsteilen eines auslSndischen, in das 
Gebiet des Deutschen Reiches hinüberreichenden Betriebes 
beschäftigten Arbeiter von der deutschen Unfallversicherung 
nicht erf'asst, hingegen die unselbständigen in das Ausland 
hinüberragenden Teile eines deutschen versicherungspflichtigen 
Betriebes; ebenso aber auch ausländische, wirtschaftlich selb- 
ständige Ausstrahlungen eines ausländischen Unternehmens.^) 
Die Verschiedenheit der Gesetzgebung') der Grenzstaaten des 

1) So ßosm, Bd. I S. 230 B. 

2) Nach Art. 3 Satz 1 «ind die aoaländiscbea Betriebe liiiuichtlich 
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Deutiicheii Reiche, wie abweichende AnChseaDgea .und Eat- 
Scheidungen der beiderseitigeii Vereicherungsorgane kdnneir, 

der obigen Bestimm uiigoii uDgcachtet. dun leidigen ZusUiiid 
der Doppolvorsicherung des Arbeiters und Doppeibelastung 
des Unternehmers oder mich der Nichtversichorung des orsterea 
zur folge haben.^) Diesen Unstimmigkeiten sollen § 4 ü« V. 
und Art 3, Abs. 1 Sate 2 nnd Abs. 2 die Spitze abbrechen; 
. beide Oesetzesstellen bilden den Ausgangspunkt der recht- 
lichen 'Entstehungsgeschichte^ die Rechtsgrundlage für das 
Abkommen zwischen dem" Deutschen Reich und Luxemburg 
vom 2. September 1905. Der § 4 ü. V. G. lautet: 

„Der Reichskanzler wird ermfichtigt^ unter Zustimmung 
des Bandesrats mit den Regierungen solcher Staatßn, die 
für Arbeiter und Betriebsbeamte eine der. deutschen Un« 
fallversicheruDg entsprechende Fürsorge durchgeftlhrt 
haben, im Kalle der üogonseitig-koit Abkommen zu 
schliesscn. durch welche die Anwendung dieses Gesetzes 
1) auf Betriebe im Inlande, welche Bestandteile eines 
ausländischen Betriebes darstellen, aufgeschlossen, 
2i auf Betriebe im Auslände, welche Bestandteile eines 
Tersicherungspflichtigen inländischen Betriebes dar- 
stellen, erstreckt wird.-; 

des Arbeiter Personals» wolohes dieselben vorübergohend (passagejrement) 
im Grossberzogtum beBobäftijfen/^ BaitlmmuDison dieaeB (des luiomb.} 
GMetses noterworien, während nadi deatMhem VeitiehflrnDgBradrt» wie 

bereits angedeutet, luutlbetöndige Aasstrahlungen io das Gobiot des 
Deutschen Reichos unversiehert bloiben, dagegen unselbständige, in das 
Ausland hinübeigreifpndo Ketriebst«ilo mitversichert werden. 

1) Aoiiuüchd Unzuträglichkeiten iiaben sich im Bheinschiffalirtsvev- 
kehr zwischen den ^Niederlanden und dem Deatschen Beioh ergeben, vgl. 
8oz. Praxis, Jahrg. 16, Spalte 612 ttnd 8. 87 d. Abhdlg. 

2) Der entsprechende Aitilrel 3 lautet: Die analündisohea Betriebe 
sind, hinsichtlich dee Arbetteipersonals, welches dieselben Torttbergehend 
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Der Reichskanzler wird hiernach reichsgesetzlich ermicb- 
tigt, iinter gewissen Voraussetzungen mit Zustimmung des 
Bundesrats Expandymassregeln zur deutschen UnfallTersiehe- 

rungsgosctzgcbung eintreten zu lassen. Von dieser Ermäch- 
tigung bat der Reichskanzler (iebiaiieh £reraacht, indem er 
mit der Luxemburgischen Regierung übereinkam, die An- 
wendung der in Deutschland und Luxemburg geltenden Un- 
fiilWersicheruttgsgesetze auf solche Betriebe*) durch ein Ab-, 
kommen zu regeln, die aus dem Inlande Torttbeigehend in 
das andere UbergreUbn. Diese MotiTO, welche fQr die Re- 
daktion dos § 4 dos deutschen Gew. ünfallversicherungsgesetzcs 
massgebend waren, sind vermutlich auch für das Abkommen 
vom 2. September 1905 ausschlaggebend gewesen. Ich lasse 
sie daher im Wortlaut folgen.: 

Sie lauten: * 

„Betriebe, desen Sitz im Anslafid gelegen ist, unter- 
liegen der Untallversicherung nach don deutschen Go- 
■ setzen im allgemeinen nicht. Indessen hat es sich als 

notwendig erwicBon, bei gewissen üntemebmungen 
neben dem Sitz im Auslande, von weldiem aus die 
oberste Geschftftsleitung erib^, noch einen Sitz im 



im GrossbflfTzogtum beschäftigen, den Bestimmungen dieses Gesetzes unter- 
woxÜBD. 8le kftnnen mb«r durch die Begieros; von der Anwflndang dieaM 
GdMtie« entbanden werdent soiern bei Unftllen besagtem AibetterperBonal 

Anaprttcbe auf eine den Beatimmungen dicsoa Gesetzes identische oder 
gleichwertif,'e Pür8orj»e gosicliert sind. Dio Regierung i«! fenier, vor- 
behaltlich der Zustimmung der in Betracht kommenden aus! iniiisrlirn 
Begierung, ermücbtigt, die Anweodtmg dieses Gesetzes auf solche Arboiter 
annnidebneDf welche Beitweiüg im Auslände bei Arbei|en beecbfiftigt sind, 
die von einem inlHndinhen, den Beethnmangm geganw&rtigen Qeeetzes 
unterliegenden Betriebe ansgefiihrt werden. 

I) Mit Ausnahme der tttr land- und foratwirteohaftUobe Betriebe 
geltenden. 
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IntaDd anzanehmen und insoweit die Veiaicberungs- 
pflicbt eintreten zu lassen. Es erschien niclit an- 
gängig, die in Deuti^cbland beschäftigten 

zahlreichen Arbeiter grosser ausländiscLor 
Betriebe um deswillen von den Wohltaten der 
UnfallTersichornng aaszoschliessen, weil sie 
einer oberen Leitung ▼om Aaslande her unter- 
stellt waren. In Betracht kommen namentlich Be- 
triebe von attslindischen Eisenbahnen, die nach Deutsch- 
land hineinreichen, liuuieiiücliiüahrtsbetricbo, die von 
einem ausländischen Betriobssit/- aus einen Veikclii 
auf deutschen Wasserstrassen unterhalten, Bauuuter- 
nehmungen, die grössere Bauten, Maschinenfabriken, 
die umfangreiche Hontlerungsarbeiten vom Auslande 
her vornehmen. Wenn derartige Bestandteile aus- 
ländischer Betriobe, wie es gegenwärtig Schon in 
()st(>rreich der Fall ist und in anderen Staaten in 
Erwägung gezogen wird, durch die ausländische Gesetz- 
gebung einer der doutscbon ähnlichen UnfaJlTersicherung 
unterworfen werden, sind die Unternehmer, und zwar 
sowohl die deutschen Unternehmer, deren Betriebe sich 
auf das Gebiet eines anderen Staates mit ünfallver- 
Sicherungszwang erstrecken, als aucli die mit ihren 
Betrieben auf deutsches Gebiet übergreifenden aus- 
ländischen Unternehmer dem Nachteil ausgesetzt, dass 
für den im Auslände sich voUsiehenden Bestandteil 
ihres Betriebes andere ges^Iiche Bestimmungen als 
für den inländischen Teil Platz greifen. Daneben kann 
aber sogar eine doppelte Belastung dann eintreten, 
wenn in den in Betraelit kommenden Staaten die Frage 
der Selbständigkeit oder Abhängigkeit des abgezweigten 
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Betriebsteils ▼erschieden beurteilt wird, was bei der 
schwankenden Natur dieser Verhältnisse sehr leicht 
▼orkommen kann/* 

Sodann machten handcls- und wirtschaftspolitiscbc, sowie 
allgemein sozialpolitische Erwägungen das Abkommen zu 
einem zwiDgonden Bedürfnis. Nachbarstaaten sind wegen 
der natürlichen Gemeinsamkeit ihrer Interessen aufeinander 
angewiesen... Es ist unmöglich, dass sie sich hennetisch Ton 
einander «bschliessen. Die RheinproTinz mit ihrem aus* 
gedehnten Bergbau, ihrer bedeutenden Textil- und Eisen- 
industrio hat gewiss das Bedürfnis, ihre Rohprodukte und 
fertigen Fabrikorzougnisse auch nach Westen hin zu verwerten. 
Luxemburg wiederum, in seiner ganzen dstUchen und südlichen 
Ausdehnung an die Bheinprovina stossend, : arit seinen in- 
telligenten, strebsamen Bewohnern, mit seinem Reichtum an 
Bergwerkspröduktion wird zweifelloB ebenfiüls wünschen, sieh 
über seine Grenzen hinaus geschäftlich ausdehnen zu können. 
Es ist unausbleiblich, dass Deutsche auf luxemburger, und 
Luxembui^er auf deutschem Gebiot verkehren. Dann ist es 
doch aber nur eine natürliche Forderung der Gerechtigkeit, 
dass die Un&llTersioherungsgesetzgebung in beiden Landern 
gleichm&ssig ausgebaut und auch gleichmässig gehandhsbt wird. 

Dieselben Rücksichten sind im Eisenbahnbetriebe mass- 
gebend. Ein flotter, ungestörter, die Reisenden nicht be- 
lästigender it'abrdienst ist ausgeschlossen, wenn das Fahr- 
personal immer unmittelbar an der Gebietsgrenxe ^) wechseln 

1) Vgi. hierzu Stoerk, „Landes i^Tonzsachen" in von Stengels Wörtor- 
bucb doa deutschen Yerwaltungsrechts, Bd. 2,' S. 1 if. : „Der Grenzdienst 
hat f&r deb mit dar Wahnuimimg des aualäiiiÜMdiatt YedEdm] beauf- 
tragten Beamten die häufige Betretung des fremden Steatsgebiets sar 
Fol^'O, z. B. die Schafincr, die sich an der Landesgrense ablösen, ein 
Verseichnis der Fahrkarten and Waggons übergeben; jeder dieser B»- 
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und aussteigon mussl 'Es ist kaum denkbar, dass der Schnell- 
zug Trier-Luxemburg auf dem Gebiet des Jetztgenannten 

Staates ohne die Bedienung deutscher Beamter ankommt. 
Und umgekehrt. Der diplomatischen Verhandlungen in Sachen 
der Unfallentschädigung würde kein Ende sein; Missstim- 
mnngen, Weiterungen würden niöbt ausbleiben. 

Durch das Abkommen vom 2. September 19()5 ist diese 
Materie für immer geregelt, wenn auch in der Jb'olge „Zweifel'* 
Uber die Auslegung seiner Dotaii-Bostimmungen eintreten 
werden. Solche werden aber leichter su beseitigen sein, da 
eine feste Verständigungsgrandlago gegeben ist 

Ferner: Die Unfallversicherung bat notwendig eine erhöhte 
Betriebssicherheit, eine Vervollkommnung der technischen 
Betriebseiiirichtungen snr Folge. Jeder DnfoU, ob klein oder 

gross, legt dem Versicherungsträger empfindliche .materielle 
Opfer auf. Er wird also dun Unterneliin i zu dem ängstlichen 
Bemühen veranlassen, die Maschinen zu umsichern, die 
Eisenbalmschweiien so oft nachzusehen, den Betrieb so scharf 
SU beaufsichtigen, dass Unfälle möglichst vermieden werden. 
Bestünde nun die UnfalWersicherungspflicht im Auslande nicht, 
so bestände dort auch eine Terminderte ünfallangst ein 
laxerer Betrieb würde sich unfehlbar einbürgern. So würden 
also unsere deutschen, ins Ausland hinüberarbeitenden Mit- 
bürger in gleicher Weise wie unsere Versicherungsträger dem 
Auslande gegenüber, dessen Angehörige bei uns den erhöhten 



amten muss bei Durchführung seiner Geschäfte mehr oder weniger in 
das Gebiet d^ NachbantaateB ehitreten; er mnn sich daher aneh, soweit 
sein amtlicher Auftrag reicht, hinsichtlich seiner Penon, welche sich 
, nicht üreiwillig in das fremde Staatsgebiet begab, rechtlicher ExompUen 
erfreaeo, deren Umfiuig sich aas der Natur des Grenzdtenates ergibt. 

5 
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Schutz gegen ünfaUge£ahren geniesBen, in erheblichem Kach- 
teil seiD. Noch ein anderer Grand: Die VerBlchemngspflicht 
bürdet dem Unternehmer die Last der Beitragszahlang aof^ 

Dor in Deutschland arbeitende luxemburger Unternehmer 
wird daher so viel als möglich seine Landsleute in Lohn und 
Brot nehmen — • dann spart er die Beitrüge; er kann somit 
billiger arbeiten. £r macht aber dann unsem deutschen 
Unternehmern empfindliche Konkurrenz, die womöglich rom 
Markt ganz verdrängt werden. Die deutsche Regierung hat 
daher mit Fug und Recht Luxemburg jenes Abkommen an- 
geboten, und von diesem Staat ist es ein Akt praktischer 
Weisheit gewesen, dass er zu einer Verständigung bereit war 
und das Angebot angenommen hat. 

An dieser Stelle sei erw&hnt, dass bereits im Oktober 1902 
zwischen dem Deutschen Reich und Oesterreich Verhandlungen 
schwebten, welche die Regelung der Unfallvorsicbemng fQr 
solche Betriebe zum Gegenstände hatten, deren Betriebssitz 
zwar in einem der beiden Staaten geJegsn ist, die ihre Tätig- 
keit jedoch auf beide Reiche erstrecken. Diese Normierung 
sollte im Wege eines zwischen Deutschland und Oesterreich 
abzuschliessenden Abkommens erfolgen, nach dessen Haupt- 
bestimmuDg fQr die Unfallversicherung aller Arbeiter auch 
dann, wenn sie im Nachbarstaate beschäftigt sind, die Vor- 
schriften desjenigen Staates massgebend sein sollen, in welchem 
der Sitz des Betriebes gelegen ist. Die Rep^icrungen 
yeriblgten mit diesem Frojekt das nämliche Ziel, welches 
Deutschland und Luxemburg mit ihrem Übereinkommen vom 
2. September 1905 anstreiften: Die Vereinfachung der G^hifts- 
fOhrung der beiderseitigen Versicherungsanstalten, die Auf- 
hebung der Rechtsunsieherheit der Eisenbahn-, SchifEahrts- 
und. ähnlicher Untornehmungen bezüglich der Durchführung 
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der Versicherusg yoo ADgestellten, die !d beiden LKndern 
dienstlich beschäftigt werden ünd ;^damit gleichzeitig die Be« 
seitigiiiig einor Anomaüö für die Versicherungsnehmer, deren 
Ansprüche sonst je nach ihrem zufäUigen Aufenthalt nach 
den deutschen und österreichischen Gesetzen . beurteilt vrerden 
würden. Die Yermutans lieg;fe nahe» dass diese Yeibandiangen 
nicht ebne Binflüse auf das Zustandekommen unseres Ver- 
trages mit Luxemburg gewesen sein werden. 

Was den Charakter und die Toudonz: des Abkommens 
im aligemeinon betrifft, so darf man seine Tragweite nicht 
überschätzen. Es will nicht eine univeraelle Ausdehnung der 
beiderseitigen UniaUversicbemngsgesetze TdlkerrecbtUeh nor- 
mieren, vielmehr bozwecM es lediglich die Regelung partieller 
Internationalisierung der Sozialgesetzgebuiig. Es betrifft nur 
den „grenzüberspringenden" Verkehr Unfall versicherungs- 
pflichtiger Betriebe (mit Ausnahme der land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe); ferner das in durchgebenden Zügen 
die Grenze überschieitonde Eiseabahnfahrpersonal, endlicb die- 
jenigen Personen, welche ohne Wechsel ihres dienstliche^ 
Wohnsitzes vertretungsweise zur Wahrnehmung des Eisenbahn- 
dienMes in dem Gebiet des andern Staates nicht Aber 6 Monate 
hinaus abgeordnet werden. Offenbar wollten die Hogierungen 
nur einen Versuch mit dem Abkommen machen, um dann 
späterbin, falls es sich bewähren sollte, gleiche oder ähnliche 
Vereinbarungen mit anderen Staaten zu treffen. J)afür spricht 
übrigens auch der Umstand, dass der Artikel 7^) ein Eündi- 
gungsrccht beider Staaten zum 1. Januar' eines jeden Jahres 



1) Dieses Abkommeu tritt mit dem Beginno des auf seinou Abschluss 
folgwdMi Monate in Enft und kann bftideneits zum 1. Januar jedes 
lahree mit Wirinamkett Tom 1. Januar de« darauf folgenden Jahres 
gekündigt «efdon. 

5* 
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mit Wirksamkeit vom 1. Jannar des darauf folgenden Jahreä 
▼ersieht An sich ist die Bestimmung ja Terständlich. Kann 

man doch erst seit dem 15. April 1904, als zu Rom Frankirich 
und Italien ihren Vertrag betreffend gegenseitige Arbeiter- 
fürsorge schlössen, von einer Periode internationaler Arbeiter- 
schtttzvertrSge sprechen. Über den. praktischen Wert und die 
Wirkungen solcher Yerträge lagen daher Eriahrungen, stä<^ 
tistischeil Material und deigl. in der Kürze der Zeit noch nicht 
vor. önter diesen Umständen war es nur natürlich, dass 
man auf duui neuaufgeschlossonen Gebiet der intcrnationaiea 
iSoziaipolitik mit besonderer Zurückhaltung vorging. 

Aus demselben Grunde, nämlich wegen der Kürze des 
seit dem Abschluss des Abkommens znrfickliegenden Zeit« 
raumes, lässt sich- ftber die Wirkung auch unseres Abkommens 
nichts anführen. Einen nur einigermassen sicheren Überblick 
fiber seine praktischo Brauchbarkeit wird man erst nach 
einigen Jahren gewinnen können. Seine kulturelle und 
völkerrechtliche Bedeutung liegt daher weniger in seinem 
Umfang und materiellen Inhalt, als in dem Prinzip, welches 
es zur Geltung bringt. 

Artikel 1^) bestimmt, dass Personen, welche in einem 

1) Die nach den ünfallvt.'rsicherungsi,''es(!tzen beider Staaten ver- 
sichorun^]:3))flichtiseii Betriebe (mit Ausnahrae der land- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe) folgen — mangels anderweitiger von dem deutschen 
Reichskanzler und dar GrooBhenoglieh Lnittmbiirgiadieii Bof Iftrang ge* 
nehmigter VeroinbaiuDgen swi8oh«n den znst&ndigen beiderseitigen Yer- 
siehemngsträgern — hinsichtlich derjenigen Personen, welche in einem 
vorübergehend in das Gebiet des anderen Staates übergreifenden Betriebs- 
teile beschäftigt sind, auch für die Dauer dieser Beschäftigung der 
Unfallversicherung dos Staates, in welchem der Sitz des Haupt- oder 
Gesamtuntemehmens gulügea ist. Als vorübergehend fibergieifender 
Betriebsteil im Sinne des Abkommens gilt nur ein soloher, dessen voi^ 
aussichtliche Dauer sechs Monate nicht übersteigt. Der Zeitninm wird 
für jeden einzelnen übergreifenden Betriebsteil besondeiES berechnet. 
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greBzQbeigreifehden Betriebsteile beschäftigt sind, auch für die 
Dauer. dieser BescbiäftigQhg als io 4iQmjeiiIgen Stäate gegen 
:VnhU. Tereidiert gelten, in welchem der Sitz des Haupt- , oder 
Gesamtanteniefamens gelegen ist." Artikel 1^' Satz 2, entfaftit 

eine Legalinterpretatioa des Bogriffs „vorübergohend tiber- 
grcifendor Betriobsteil", allerdings nur nach seiuer zeitlichen 
Modifikation hin. Der betreffende Passus lautet: 

„Als vorabergobend abergreifenderBetriebateil im Sinne 
dieses Abkommens gilt nur ein solcher, dessen Tor-* 
auBsichtliche Dauer 6 Monate nicht öbersteigt Der 
Zeitraum wird für jeden einzelnen übergreifenden 
, " Betriebsteil besonders berechnet." 

. Das Abkommen involviert somit nicht eine totale, sondern 
nur eine partielle Expansion der deutschen Sozialgesetzgebung. 
£8 spricht nur von einem Torflbergohend übergreifenden 
Betriebsteile, enthält also zeitlich wierftumlich Modifikationen. 
Es kommen femer nur Übergreifende Betriebsteile in Be- 
tracht^ h. solche Betriebsteile, die über das räumliche 
Geltungsgebiet der Machtbefugnis des einen contrahierenden 
Staates hinaus in den Herrschaftsbereich des andern Staates 
hineinreichen. 1) Der Absatz 2 des Artikels 1 erwähnt sodann 
als Beispiel eines derartigen Torübergehend*) übergreifenden 

1) Vgl hienu die AusfQhniiigen Stoerks in seinem Artikel „Landee- 
grenzBieben*' in von StengeU Wörtefbuch dee Deuteohen Verwiltanga> 

rechts, Bd. II, S. 1 ff. und Rosin, Bd. I, S. 230 ff., welcher zwischen 
unselbständigen Betriebeteilea und aelbatäadigen Teilbetrieben unter- 
scheidet. 

2) Als vorübergehend beschäftigt sind auch das Fahrpeisouai, 
welche« in dmchgehenden ZQgon die Greine SberBcbreitet» aovie solche 
Fenonen aosaeehen, welche ohne Wechsd' ihres dienstlichen Wohnsitzes 

in dringenden Fällen zur vertretnngsweisen Wahrnehmung des Eisenbahn* 
dienstcs in dtmi Gebiete des anderen Staates nicht Uber sechs Konate 
hinaae abgeordnet werden. 
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Betriebsteiles den Betrieb einer durchgehenden, die Grenze 
überscbreitenden EisenbthQJiDio. £r berftcksicbtigifc ferner den 
Fall, in welchem Persooen ohne Wechsel ihres dienstlichen 
Wohnsitsee in dringenden Fftllien — za denken Ist dabei etwa 

an Streiks, Aussperrungen, Mobilmachungen — zur vertretungs- 
weisen "Wahrnehmung des Eisen baiindienstes in dem Gebiete 
des anderen Staates nicht über 6 Monate hinaus abgeordnet 
weisen* 

Verfahren im Streitfalle. 

Freiiich sind trotz der engen Fassung des Artikels 1 und 
trotz der obenerwfthnten Legalinterpretation Fälle denkbar, in 
welchen es zweifelhaft erscheinen kann, ob Oberhaupt ein 
ambulanter Teilbetrieb vorliegt, and welche ünfiUlTersiche- 

rungsgesetze gegebcnoufalls anzuwenden sind. Das Verfahren 
in einem derartigen Streitfalle regelt Artikel 2 Abs. 1.*) Er 
bestimmt, dass — mangels einer Verständigung der beider* 
seltigen- Tersichernngstriger untereinander und mit dem Be- 
triebsuntemebmer nnd, wenn ein Entschidigungsvoi&hren in 
Frage kommt, auch mit dem EntschSdigungsberechtigten — 
in ausschliesslicher Kompetenz und definitiv die Behörde des 
Staates die entsproclionde Entscheidung zu trefiFen hat, in 
welchem die iragiicbon Betriebstätigkeiten ausgeführt worden. 



1) EntstdMn Zweifel darQber, ob nach Masegabe des Ärtlkah 1 dit 
ünfallversicherangsgesetze des einen odor dos anderen Staati^R anzuwenden 
sind, 80 entscheidet — mangeU einer Verständigung der beiderseitif^en 
Versicherungsträger untereinander und mit dem BetriebsuDternehtner und, 
fallt ee sieh um «in BnttehädigungsTarfidmn luiidelt» aaeh mit dem 
Entgehidigimgabenehtigten tt dsraber in auMeblieaalieber Znatlndigkclft 
und endgültig die Behörde in dem Staate, in welchem die in Frage 
stp]iend>^ji Betriebstiitiirkeiten ausgeführt worden, und zwar zutreffenden- 
falls im Deutschen Keiche das Beiohsversicherungsamt,. in Luxemburg 
die Regierung. 
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Zutreffendenfalis sind dies im iJeutscheo Reich das Reichs- 
▼ersicfaerungsamt, in Luxembui^gf die Regierung. Die £nt- 
scheidung erlblgt also nur sabsidi&r, erst dann, wenn die 
beteiligten Interessenten nicht zu' einer Einigung gelangen 
können. Andererseits ist Prorogation und Rechtsinittelzug 
seitens der streitenden Teile ausgeschlossen. 

-Bie Rechtswirkungon der so ergehendea Entscheidung 
normiert Art. 2 .in seinem, zweiten Absatz.^) -Interessant ist 
hierbei, da^s sie grundsätzlioh auch ittr den Yersicberungs- 
trlger in dem anderen Staate rechtlich bindend, gewisse!^ 
massen präjudiziell ist, und zwar nach den Terschiedenstan 
üicbtungen hin. Sie ist insbesondere nicht nur für das Bei- 
trags- und Entschädigungsverfabren von massgebender Be- 
deutung, sondern sie setzt auch endgültig die Zuständigkeit 
der' Organe fUr die weitere. Behandiung der Sache fest. Be» 
▼or. jedoch der Sprach gefiiUt wird, ist den beteiligten Ver- 
sichefungf^trägern und dem Betriebsnnternehmer sowie dem 
Entschädigungsberechtigten, uilli das Entschädigungsvcrf;)hren 
bereits anhängig gemacht ist, Gelegenheit zur Äusserung zu 
geben (Art. 2 Abs. 2 Satz 2). Das Verfahren ist also kontra- 
diktorisch. Die Entscheidung erfolgt nicht nach dem ei»* 
seitigen iBrmessen der zusttodigen Behörden, sondern unter 

1) Die gwDl88 AI». 1 ergebende Entsditiduiig i«t massgebend «neh 

für den Versicherungsträ^r in dem anderen Staate sowie überhaupt fbr 
die weitere Behandlung der Sache, inshesoiuloro auch für das Boitra^s- 
verfahren und für das Entschädigungsverlahreii und liir die Frage, ob 
die Organe iu dorn einen oder die iu deni anderen Staate für die weitere 
Behandlung der Sache zustündig sind. Vor der Entscheidung der im 
AI». 1 beiflidiiMten Stelle ist den Iwteiligtaa Yeraieheraiigstrigem and 
dem BetiiebsDUternehmer sowie» falls bereits ^n EntschädigungsverfahiMi 
eehwebt> auch dem Entschädigungsborochtigten Gelegenheit zur Aeusse- 
nmg sn geben; die ergangene Entscheidung ist den Beteiligten mitzu* 
tsiten. 
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AnliÖrung dt-r iStellen, welche die Versichern n^slast zu tragen 
bestimmt sind, und wird den Parteien mitgeteilt. 

fiesooders sweckmässig ist die Voiscfarift des Artikels 3, 
Abs. 1. Er lautet: ,,Liegt ein zweifellos entscbfldigungspilich- 
tiger BetriebsunM vor, bestehen jedoch Zweifel darüber^ ob 

dieser den Versicherungsträgern in dem einen oder in dem 
anderen Staate zur Last fällt, so hat der mit der Sache zu- 
erst befassto Versicherungsträger nach den für ihn geltenden 
gesetsslichen Bestimmongen einstweilen die Fürsorge für die 
Entschädigungsbereohtigten zu. übernehmen/* Der Grundge- 
danke dieser Anordnung war, den Entschädigungsberechtigten 
luTii^lichst bald in den ungesclunälortcn Genuss seiner An- 
sprüche zu setzen. Bei Abschluss des Abkommens waren 
beide Regierungen sich der Schwierigkeiten vollbewusst, die 
Bloh selbst bei noch so eng umgrenzter Fassung der einzelnen 
Bestimmungen in der Praxis ergeben könnten. Bewegte man 
sich doch mit diesem Abkommen auf bisher noch nicht be« 
tretenen gesetzgeberischen Bahnen. Die beiden Passus in 
Artikel 2 und 8 „bestehen bezw. entstehen Zweifel darüber" 
lassen deutlich aut die Vorsicht und die Genauigkeit schliessen, 
mit welcher von den beiden Vertragsstaaten an dem Zustande- 
kommen -der Konvention gearbeitet wurde. Andererseits wollte 
man aber den entschSdigungsberechtigton Arbeiter, ob Deut- 
scher oder Luxemburger, unter den Bedenken und Zweifeln 
des Abkommens, die bei der Aktualität der Materie nur zu 
erklärlich waren, nicht unschuldig leiden iassen. Es galt, ihm 
unter allen Umständen und sofort seinen Rentenanspruch zu 
garantieren, ihm mindestens provispriscb eine energische 
Sosialfürsoiige angedeihen zu lasson;- langwierige diplomatische 
Yerhandlungen, die sich Monate, womöglich Jahre hindurch 
hinziehen, sollten ihm die Aussicht auf sofortige Entschädigung 
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nicht ▼erkömmern. Wollte man den Arbeiter oder Betriebs- 
beamten, der einen Unfall erlitten hatte, solange auf eine 
Entschädigung warten käsen bis mn endgültiger Spruch des 
fieichsTersicherungsamts oder der luxemburgischen Regierung 
vorliegt, so wäre dieser in der Zwischenzeit vielleicht Ent- 
behrungen und Leiden ausgesetzt, die den innersten Zweck 
^es Abkommons völlig illusorisch machon würden. War abor 
die £ntsohiidiguDg überhaupt erst ausgezahlt, so soli^ es 
weiterbin Sache- der VersicherungstrSger und des Betriebs- 
unternebmers sein, den eigentlichen Entschädigungspflichtigen 
festzustellen und oinuu gerechten Ausgleich der Vorsicherungs- 
last herbeizuführen. 

Artikel 4 enthält sodann Cbergangsbcsümmungen und 
zwar nach zwei Kichtungen hin. £r ordnet zunächst an, 
dass der etwaige Übei^ang einzelner Betriebe oder Betriebs- 
teile von der ünfallversicberung in dem einen Staate auf die 
im anderen erst niit dem Endo des laufenden Rechnungs- 
jahres zu erfolg-en hat. Es kann jedoch - so lautet Absatz l 
weiter — durch Vereinbarung der beiderseitigen Versiche- 
rungsträger der Übeigang mit Beehtswirkung für alle Betei- 
ligten bis auf den Zeitpunkt des Inkrafttretens des gegen- 
wärtigen Abkommens zurückverlegt werden. Artikel 4 schreibt 
ferner vor (Abs. 2), dass Verpflichtungen „aus Unfällen, welche 
sich vüF dem Zeitpunkt des Überganj^s («rei^Miet haben, auch 
weiterhin von demjenigen Vorsicberuugsträgür zu erfüllen 
sind, bei weichem die unfallbringende Betriebstätigkoit vor 
dem Zeitpunkt des Übergangs versichert war^^ Hier finden 
wir einen ähnlichen Grundsatz wie im Artikel 3 wieder; der 
Arbeiter oder Betriebsbeamte, der einen Unfall erlitten hat, 
soll nicht nur zeitweise unterstützt werden, sondern dauernd 
im Genuss seiner Keoto verbleiben. 
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Erwähnenswert wäre schliesslich noch Artikel 5.') Er 
hat dieselbe Tendenz wie der Artikel 4 des belgisch-franzö- 
sischen Abkommens vom 21. Februar 1905, auf welches ich 
spttter Doch eiDmal Burttckkooune, Danach aollen die so- 
st&adigen ,Oiigane und Behörden bei Burchfühning der ün&II- 
▼ersieheriing, insbesondere bei Feststellung solcher Betriebs- 
unfälle, wükhu der inländischen Unfallvursichtsiang imter- 
liegen, aber sich im Gebiete des andern Vertragsstaates er- 
eignen, sich gegenseitige Kechtshülfe leisten. • 

§4. . 

itechtsverglelchender Cberblick auf yerwalidte Rechte- 
bilduDgea in anderen KnUnrstaaten Europas. 

a) Franko -italienischer Arbeiterfürsoigevertrag vom 
15. 4prü 1904. 

b) ÜVanko-belgischer Tertrag vom 21. Februar 1906. 

c) Belgisch-lnxemburgischer Vermag Tom 22. Mai 1906. 

Welche Stellung nimmt nun das Ausland zur Frage der 
Expansivmassrogoln ein? Ist es im Rückstände geblieben? 
Durchaus nicht Die Staaten mit entwickelter Kultur ent- 
fadten einen regen Büfer auf diesem Gebiete, und zwar steht 
Frankreich an der Spitze der Oesamtbewegung. Die Frage 
der Ausdehnung der nationalen Gesetzgebung auf die Anger 
hörigen fremder Staaten ist seit 1904 nicht mehr Frage; sie 
ist Tatsache geworden. . , . , . . . 

' 1) Artikel 5. Bei der Dnrdiiilhrang der Unftdlrasiobemng, ine- 
bewmdeiie bei der Yettetellnng aoleber BetSriebeoDfalle, welche der iD> 
landischen ünlsUrereioberaDg nnterliegeo, aber im Gebiete des anderen 

Staates sich creij^nen, wird gegenseitige Piochtslnlfe durch die zustän- 
digen Ur<:;uio uiul Behörden gewährleistot, unbeschadet ihrer Verpflich- 
tung, solche Betriebsunfälle alsbald von Amtswegen festzustellen. 
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Der Franko-italienißcho Vertrag vom 15. April (8. Oktober) 
1904, ZQ dem die ersten vertraaliehea YerhandluDgen bereits 
am 26. und 27. Septeiii|>0r 1902 gelf^ntlioh der Sitzung des 
Komitees der IpternatioDalen AxbeiterBcbatzTereiniguxig zu 
KdiD stattfanden, ist eine bsdeutsame Entwicklungsphase in 
der Geschichte der Expansivmassregeln J ) Als erster inter- 
nationaler Arbeiterscbutzvertrag in der Tat ein Sozialfürsorge- 
Werk allerersten Ranges, gross angelegt, ist er — auch das 
ist bezeichnend . ^ gleich bei seinem Abschlnss auf 5 Jahre 
berechnet worden und soll dann von Jahr 'Zu Jahr verlängert 
werden (Art. J, f.)«) 

Die Einleitung des Vertrages deutet mit folgenden Worten 
seine Grundtendenz 'und materiell-YÖlkerrechtliche Tragweite an: 

„Der Präsident der französischen Ivopublik und der König 
von Italien sind von dem Wunsche beseeit, assuror a la per- 
sonnc des travailleurs des garanties de r^ciprocite analogues 
ä Celles, que les traitte de commerce ont pr^rues pour les 
produits du traväil.'* Sodann heisst es weiter: 

„Die kontrahierenden Teile beabsichtigen insbesondere 

1) V. Liszt. (Lehrbuch S. 278) misst ihm zwar nur {geringe prak- 
tische, aber „grüsste grundsätzliche Bedeutung*' bei. Stier-Somlo („Über 
intmuitioiMl» Ailrnttnehutat- besw* SosialgMets&gebuug" S. 198-»198 be- 
aeichnet ihn «Is ein« ,Jilitoiiadw TatBaohe«* mul meint» man ttbertn&be 
nicht, WMW man hier von einem Merkstein der Getdhichte rede. (S. 198). 
S. ferner v. Zwiodeneck-Sttdenhorst, Arbeiterschutz und Arb^iterversiche» 
run^, Leipzig 1905 S. 27, und besondes Pircqaenard, Soz. i'raiis Jahrg;. 
l:^, Sp. 799, ö73 bis 878. 

2) Les arnngemeiits prems au preiont artiolo Mnrnt onelu« pour 
une darfie de oinq anneea. Les d«ox parfeles «ontMotaiitea de?ront w 
jMtSTflnlr mutuclleinont une annöe 4 Tavance, si lear intention Mt d*y 
raettro fin a Texpiratioti de ce terrae. A döfaut d'un tel avis, Tarran- 
gement sera prorogre d'annee en annee, pour un delai d'un an, par tacite 
recondactioQ. 
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1) Faciliter- k leors natlooauz traraillaot k T^tranger Ja 
jouissance de leurs ^pargnes et leur menagper le 
b^n^fice des aasarancoB sociales; 

3) garantir aux travaUleurs le maintien des tuesuros de 
protection dO^ä edict^'es en leur faveur et concourir 
au progrös de la legislation ouvriöre/^ 
Da haben wir ein Sozial-FüTRorgeprogramm, wie es breiter 
kaum gedacht werden kann! Der Vertrag macht geradezu 
eine Welt erigineller Gedanken auf, die natürlich wiederum 
eine Fülle neuer Anregungen erzeugen müssen. Dem Arbeiter 
„den Ocnuss seiner Ersparnisso zu erleichtern", welchem 
PrivatmaDc, welcher Kogiorung wird dieser Gedanke nicht 
sympathisch sein? Es wird aber beim „Genuss" allein nicht 
bleiben; Gelegenheit macht nicht blos Diebe, sondern schafft 
auch Sparer. Die Erleichterung des Erspamisgenusses hat 
die Lust zum Sparen selber ohne weiteres zur Folge und 
somit tnlli der Vertrag nicht blos iSozialrechtc des Arbeiters, 
sondern greift auch tief in seine wirtschaftlichen Verhältnisse 
ein; das Übereinkommen bat direkt ethischen und eizieiilicben 
Wert. Der Arbeiter im fremden Lande, fern von seinen An* 
gehörigen, ist den Gefahren der Versuchung und Verführung 
besonders ausgesetzt. Durch die Vergünstigungen des Ver- 
trages wird er zur Solidität hinübergeleitet, wird er angefeuert, 
seine Lohniib^^rscliuase, anstatt sie in Alkohol unizusetzen, 
besser ä titre d'i pargncs niederzulegen. Dabei handelt es sich 
nicht um eine Einzeiwohltat, sondern um eine Häufung der- 
selben. Die Fassung „leur monager le b6n6fice des assnrances 
sociales" unterscheidet sich vorteilhaft von dem Inhalt ähnlicher 
Abkommen. Nicht die Unfall Versicherung allein, auch nicht die 
Kranken-, Invaliden- und Altersversicherung allein, sondern alle 
drei Versicborungs wohltaten zusammen sollen dorn Arbeiter 
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za Gute kommen. Die Zulossigkeit dieser extensiven Interpre- 
tation fliegst aus Artikel Ic, Absatz 4: ,^«68 deux ^oaverne- 
ments 6tudieront . . ferner aus Artikel 4, Absatz 4: 

gouvernenicnt Italien dociare en outre qu'il a Tintention 
de niettre ä retude , . ." Di© französische und italienische 
H^gierung studiert unausgesetzt die Frage der Arbeiterfürsoige, 
beide lassen anf diesem Gebiet niclit einen Augenblick Still- 
stand eintreten. 

Die programmatische Versicherung an die Arbeitorschatt, 
ihnen die Erhaltuno; der zu ihren Üunsteti bereits erlassenen 
. Schutzniassregeln garantieren und an dem Fortschritt der 
Arboitergesetzgebung mitwirken zu wollen, gibt ferner die 
Richtung an, in welcher Sinn and Geist des Abkommens zu 
deuten , ist £s spricht vom gronzüberspringenden Verkehr, 
Ton einer zeitlichen Beschränkung als Bedingung der zu ge- 
währenden Versicherungswohltaten kuiti Wort. Der Arbeiter 
ist in Zeit und Raum unbeschränkt; der Italiener kann sich 
beliebig lange und an einem beliebigen Ort Frankreichs aut- 
halten. £r hat denselben Vorteil wie die französischen Unter- 
tanen. Und umgekehrt wird der französische StaatsbOiger in 
Italien den Angehörigen dieses Landes gleich geachtet. 

Artikel 1 sieht Verhandlungen vor, welche nach der 
Katitikation des Vertrages stattfinden und die Ausführung der 
Einzelheiten des Abkommens regeln- sollen: „Des ncgociations 
seront engag6es ä Paris aprös la ratification de ia präsente 
Convention, ppur Ia cpnclusion d'arrangements fond6s sur les 
principes enonc^s ci-apres et destin^s k rdgler le detail de 
leur application . . . d-dessous, qui sera annex^ ä la Con- 
vention". Dieser Artikel verlangt also den Abschluss eines 
ünterubkoinmens in Form einer dem Vortrage als Anlage 
beizufügenden Anordnung und Verständigung. Eine Aus- 
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fiahme findet statt „pour rarrangement refaitif ä la Caisse' 

nationale d'epargno de France et ä la Caisse d'^pargne postale 
d'italio prevus sous le paragraplio: 

aj Los ilonds vers^ ä titre d'öpargnet soit ä la Caisse 
nationale d'^paxgne de france, aoit & la Caisse 
d'^patgne poatale d'Italie, poarront, sur )a demaode 
des intdresBÖs» etre transförös saos frais de i^nne des 
Gaisses & Tautre, chacune de ces Caisses appliquant 
aux d^pOts les rogles g6iu''rales qu'elle applique aux 
döpots effectut'S choz ello par les nationaux. 
Das ÜboreiDkommen sagt in dieser Beziehung ausdcück* 
lieh, dass beide Kassen hinsichtUdi der Spareinlagen die 
gleichen Begeln anwenden, gleichgültig, ob die Mnlagen von 
Staatsangehörigen oder von Staatsfiremden berrabren. Jetst 
wird der italienisclie Arbeiter nicht zögern, sich sein in der 
Heimat gespartes Kapital nach Krankreich nachschicken zu 
lassen, und umgekehrt. Es ist zu veriUbrerisch dieses System 
der unentgeltlichen Übertragung der Spaigelder Ton einer 
Kasse des Inlandes auf das auslfindtsche Sparkasseninstitut. 

Der Vertrag will aber mit der Spargelegenheit nodi viel 
mehr in die ßreite geben; er begnügt sich nicht damit, dass 
nur staatliche Institute mit der Entgegennahme von Arbeiter- 
Spareinlagen betraut werden sollen : 

„Un r^me de transfert, sur les bases analogues, pourra 
6tre institu6 entre diverses Caississ d'öpargne priv6ee de France 
et d'Italie, äyant leur si^ dans des grandes 8gglom6rations 
industrielles ou dans des villes frontidres. Sans comporter 
la gratuite absulue des Lruusferts, ce regime stipulera le con- 
cours des administrations postaies, soit gratuit, seit k tarif 
röduit" 

Hiemach soll die Institution der Spargelder-Überweisuogen 
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auch auf die Privatsparkassen beider LäiiUcr ausgedehnt 
werden. Zwar wird keine obligatorische Verbindlichkeit auf- 
erlegt; es hoisst nur „Pourra", es kana sein. Aber ich bin 
nicht im Zweifel, wie ich diese* ,^oiifra" äQSzukgeii habe^ 
es bedeutet! £s wiVd gemacht, wenn auch nicht honte oder 
moiisen) in^ kuizer Zeit aW sicherlich. Herrcurstecbend ist 
der praktische Weitblick des Abkommens^ anerkennenswert 
die Art und Weise, wie dio vertragscliliessenden Teile es ver- 
standen liaben, weder phantastisch ins Uuermesslichc zu 
schweifen, noch den Bahmön engherzig zu spannen, vielmehr 
die Porderungen der Theorie den fiedürfnisson der Praxis 
gehan. ansupassen. Nicht sämtlicfae FriYatsparkassen -in Fhink- 
reich bexw. Itiüien sind gemeint, sondern — vorlätiflg — nur 
diejenigen, die ihren Sitz in den grandos aggiom^rations in- 
dustrielles oder in den villes frontidres haben. Eine sehr 
verständige und nüchterne Anordnungl Denn nur in den 
Brennpunkten des industriellen Verkehrs sowie in Grenz- 
städten wird ein wirklich afktudlles Bedürfnis vorhanden 
sein, die Privatsparkassen zu Gunsten von Arbeiter- 
schuiteu verschiedener Nationalitat gleichfalls funktionieren yai 
lassen. Der etwaige Einwurf der Neider des Vertrages, dass 
Frankreich -Italien mit dieser Übereinkunft ostentativ habe 
glänzen wollen, muss notwendig den Gegeneinwand zur Folge 
haben, dass jener ungerechtfertigt sei. Die Privatsparkassen 
sollen das Prinzip' völliger Unentgeltlichkeit der Spargelder- 
Übertragungen nicht beobachten; dies kann man ihnen auch 
füglich nicht zumuten. Aber da sie die Mitwirkung der Post- 
vcrwaltungen beanspruchen, so kann der sparende Arbeiter 
ausser Sorge sein. Zunächst wird ihm teils völlige Unent- 
geltiichkeit, teils ein ermässigter Tarif bewillijgt, und in ab- 
sehbarer Zeit wird er es vielleicht erleben, ^ass seine Ein- 
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lagen auch von den Frivatsparkassen Töllig unentgeltlich be- 
arbeitet und verwaltet werden. 

Mit den „Erleichterungen" ist der Vertrag nicht sparsam : 
„Les deux Gouvernements faciliteront par l entremiso taot 
des admioistrations postales, que des caisses nationaleSi le 

▼ersement des ootisations des Italiens resident en France 

• ... • 

ia caisse nationale de prdvoyanoe dltajie et des Fran9ai8 
r^sidant en Italie k la caisse nationale des retraites de France. 

Iis faciliteront do meine lo payement on Franco des pensions 
aequises, seit par des Italiens, seit par des Fran(;ais, ä la 
caisse nationale italienne ot recipruquemont. Dieser Abschnitt 
betrifit die üjrleichterung der Fonsions-BeitragSKahlungen. 
Durch Vermittelung der Postverwaltungen sowohl wie der 
Nationalkassen wird der Italiener in Frankreich und der 
Franzoso in Italien in Stand gesetzt, seine Beiträge an die 
National -Fürsürgekasse oder an die Pensionskasso seines 
Heimatlandes abzuführen. Ebenso wird die Zaiilung der er- 
worbenen Pensionen erleichtert; der italienische Arbeiter erhält 
sein Kuhogehalt aus der italienischen Nationalkasse loco Frank- 
reich ausgezahlt und umgekehrt der französische Arbeiter das 
Seine in Italien. An einer anderen Stelle des Vertrages be- 
gegnen wir nochmals dem „faciliter" : Los doux Etats con- 
tractants faciliteront . . . ie paymcnt en Italie des pensions en 
Europe et leciproquement Es ist daran zu erinnern, dass 
in dem deutsch -Inxemburgischen Abkommen von alledem 
nichts voigesehen ist. . 

Es war von Tornberein selbstverständlich, dass Frankreichs 
Fürsorge nicht blos der Arbeiterschaft, sondeiu auch den Be- 
amten dos Arbeitsdienstes gelten sollte; im franko-italionischen 
Vortrage ist dies unter Artikel Lc noch besonders hervor- 
gehoben: „L'admission des oumers et employ^s de nationalit^ 
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italicnne ä la Constitution de retraites de vieillesso et peut- 
etro d'invaliditö, dans lo rbgimc gönürai dos retraites ouvridree 
actuollement ^labor^ par le parlemont fran9ais ainsi que )a 
partidpation des ouvriers et employös de nationaiitö fran^aia« 
au T^ime des oaviidres en Italie, seront r^l6s auBsitöt aprds 
le vote de dispositions legislatives dans les pays ooDtroctants. 
La part de pcnsion correspondent aux versement do Touvrier 
ou enapluvü ou aux reteimes faitos sur son salairo liii sera 
acquis int^gralemeat. Danach soll die Zulassung der italie- 
nischen Arbeiter snr französischen und der französischen 
Arbeiter zur italienischen Versicherung (Alters- und Invaliden- 
' versicherong) sofort nach Votierung der gesetzlichen Bis- 
positionen in beiden Staaten geregelt werden. Den beider- 
seitigen Arbeitern soll ausserdem der ihren Beitragen oder 
Lohnabzügen entsprechende Teil der Altersrente unverkürzt 
zu gute kommen. Gleichzeitig wird auf einen zur Zeit des 
Yertragsscblnsses der französischen Volksvertretung zwecks 
Beratung und ßeschluss&ssung . votgelegten Gesetzentwurf 
Bezug genommen. Die französische Regierung ist in ihrer 
Hoffnung auf Unteretützung seitens des Parlamentes nicht ge- 
täuscht, das „peut-etre" ist Wahrheit geworden : Am 23. Februar 
dieses Jahres wurde das Gesetz über die Arbeiterr, Alters- 
und Invalidenversicherung von der Deputiertenkammer an- 
genommen. Das rentenfUllige Alter ist von 65 auf 60 Jahre 
herabgesetzt Die Arbeiter und Angestellten fremder Staats- 
angehörigkeit, die gemäss dem (jesetz vom 8. August 1893 
ihren Aufenthalt in Frankreich angemeldet haben und dauernd 
dort ansässig sind, werden den französischen Arbeitern gleich- 
gestellt In Artikel Id werden endlich die Grundsätze auf- 
gestellt, welche hinsiciktlich der in beiden Ländern bestehenden 
■Un&llversicherung beiderseits lär die Zukunft massgebend 

6 
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sein solleo. ,,Le8 ouvriera et employ^s de nationalitö itaUenne, 

victimes en Franco daccidcnts par ie fait ou ä roccasion du 
travail ainsi que ieurs r6pr^sentantä rösidant en France^ aurout 
cüroit aozm^mes in^mnit^s que ies Fraii9ais et röclproquement^. 

Was die rein formale Seite des Vertrages betrifR) so ist 

er 80 durchsichtig und so scharf poinHert gehalten, dass Miss- 
deatungen ausgeschlossen erscheinen müssen; in der ganzen 
umfangreichen Übereinkunft kommt nicht ein einzigesmal das 
Wort ffZweifei^^ vor, auch hierin unteiscbeidet sie sich von 
dem luxembuiiKischen Abkommen; in jenem wird unter 
Artikel 2a nur kuns angedeutet, dass Irrtümer und Dekla- ^ 
rationsfehler vermieden werden sollen. Bemerkenswert ist, 
dass die Vertragsdauer schon im Artikel 1 - und nicht 
genereil im Schlussartikel 5 — festgelegt ist^) Übrigens 
heisst eSf die im Artikel 1 vorgesehenen „arrangements*', also • 
nicht der ganze Vertrag seien auf 5 Jahre geschlossen. Da 
aber jene „arrangements^* den Gesamtinhalt des Vertrages zur [ 
Grundlage haben, so ergibt sich die rechtliche Folgerung, dass 
mit den ,,arrangomonts" der ganze Vertrag gemeint ist. Für ' 
diese Deduktion spricht auch der Vorbehalt jederzeitiger | 
Kündigungsbefugnis im Artikel 5, wo die TollumfiMsende 
Wendung „la präsente Convention et les arrangements^' ge- 
braucht wird. I 

Dass Fiuiik reich entschlossen gewesen ist, seiner Er- 
klärung im Artikel 3^) des iranko-italieniscben Vortrages, 

1) VgL hierzu den Schlmsartikel (Artikel 7) des Inxemb. Ab- ' 
kommens. 

2) Au cas oii Tinitiative serait prise, par Tun des doux Etats n- J 
tractants oa par un des liltats avec qui ils entretieunent des relatious 
diplomatiques, de «onvoquer divers ^ouTomemmts « ane «onf^enee in- I 
temationale dans Ie but d*nnilier, par des Conventions, eertaines dispo- 
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künftigen internationalen ArbeiterscbutzkonferenzeD wohl- 
wollend gegenüberstehen zu wollen, die Tat lolgcn zu lasseOf 
beweist der Abwbluss des fnuizdsisch-belgiscbeD AbkommenB 
▼om 21. FebrutT 1906 über die wechselseitige Zulassttng 
der SteatsangebörigeQ isiir Teiliahnie aa dom im Unfallstaate 
geltenden ünfiillrersicherun^srecht. Artikel 1*) stellt die 
Angehörieren des raitki ontraliiorondon Staates in Rücksicht 
auf die Kentunansprüche und deren Sicberstellung den eigenen 
Tdllig gleich mit Ausnahme') 

1) der im Transportgewerbe beschäftigten, 

2) der im Heimatss^uit in einem Vertragsverhältnis 
stehenden oder in andern Staaten nur vorübergehend 
(noch nicht 6 Monate), oder wenn dauernd als so- 
genannte unständige Arbeiter tätigen Personen. 

• 

sitions des lois protectricos des travailleurs, Tadhegion de I'un des denx 
gouveroementfi au projet de conferenoß, intrainerait, de la part de l'autre 
gouTcrnement, une reponse favorablo eu priocipe. 

1) Batifi9d«rt am 7. Jani 1906. 

2) L«8 rajefi beiges Tictimee <l*eo(»deiit8 da travail ea France^ aioai 

quo lenrs ayants droit» eoront admit an btoefice des indemnites et des 
l»arantios attrihiiöes aux citf\vcns franrais par la legislation eu vigoear 
8ur leg respouaabilitt's des !icci<lonts du travail. 

Par ruciprocite, les citoyens frani^ais victiines d'accident« da travail 
en Belgique, ainsi que lears ayante droit» aeceat admia aa benefioo dee 
UMlenniitM et d«e gaiantiae attribneea aa sujete bdgea par la legielation 
en Tigaear aar la reparation dee dommages reanltant des aoeidents da 
travail. 

3) II 8ora toutetois fait exception ä oette rögle iorstjiril s'at,'ira do 
personnes dötacheog a tit»-e temporaire et oocupees depuis moins do six 
mois snr le territoire de eeini des deax £tat8 oontnustaats ou raceident 
est sorveno. mala iaisant partie d'one entreprise etablie sur le territoire 
de Tautre Etat. Dans oe caSi les interesses n'aiiront droit qu*aax itt' 
demnitos et garantios prevues par In !o:;islation de ce dernier Etat. 

II on Sora de mrme pour les iiorsoiuiüs attachees ,a des entreprisos 
de traiispurtü et uccuptes de fa^on iiiterinitteute, memo habituelle, dans 
le pays autre que celui oü les entreprises ont leur siüge. 

6« 
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BoiiiLikunswert ist das Entp;Li^xükun]ii]cn, wclclios der 
belgische bezw. fTanzösischo Post- und iSteuorliskus dem Ab- 
komnion gegenüber^) dadurch bekundet hat, dass er den 
Verwaltungen der UnMversicherungen Porto* und Stempel* 
geblihrlreiheit gewährt In Artikel 4 des Übereinkommens*) 
wtid sodann gegenseitige Verwaltungsrocfatshilfe sur £r* 
leichterung der Durchführung der ünfallversicheruog^esetze 
gewährleistet. Artikel 5 enthält Bestimmungen über Beginn 
und Dauer der Geltung des Abkommens, seinen Kündigungs- 
modus und seine Ratifikation. 

Als jüngste, dem deutsch-Iüxembuigiscben Abkommen 
▼erwandte Recbtsbildong ist der belgisch -luxemburgiscbo 
ünfaltrersicherungsvertrag auf Gegenseitigkeit vom 22. Mal 
1906 anzuführen.') Er charakterisiert sich als ein Zusatz- 
vortrag (^Convention additionolle)' zu dem belgisch-luxembur- 
gischen Vertrag vom 15. April 1905 über Entschädigung von 
BetriebsunfiiUen, welcher den im Auslände arbeitenden Aq- 
gebörigen der vertragscbliessenden Staaten die Vorteile der 
beiderseitigen Unfallversicherung gloichmSssig gewährleistete. 

Die JMiiicituüg des Vertrages*) vom 22. 5. Ob setzt die 



1) Lea exemptioDB prononcees «n mtti«» de timbie, de greffe et 
d*eDFegistremeiit et Ja d^IiTranee gratoite etipulee par la l^Ulatiea 
beige sur les aocidents dn travail sont etendues aax aetes, certificate et 
documents rises par cctte löginlation qal eerottt paas^ Ott deliviee aax 
fioe d'execution do la loi fran^aise. 

Keciproqaement, les exemptioDs prononcces et la delivrauco gra- 
tüte stipalee par la legislation fran^aise sont eoteuduea aux actos, certi- 
fieata et doenmente viaA» par cette legialBtion qui seront paaees ou de- 
liTTes anx fina d^execaüon de la loi beige. 

2) Les aatorites beiges et fran^aises se preteront mutuellemeat 
lenrs hom Offices on v ]k< de faciliter de part et d'aatre rexecation dea 
lois relatives ;ui\ accidmitä du travail. 

ü) lUtiüaert iu Brüssel am 14. Jauuar 1907. 

4) GonveDtion. Son Alteaae Duo de Lnxentlwarg et 8« Uqeate 
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Ansdehniiiig der doxdi Artikel 2 des Yorrertniges vom 
15. April 1905 getroffenen BestimmangOD hinsichtlidi der 

Entschädigung von Betriebsunfällen auf gewisse Kateg-orion 
von Personen fest, die zu Transportuntcrnehmungon abgeordnet 
worden sind. Danach erhalten auch Transport- und Verkehrs- 
Arbeiter, welche nur Torfilbergebend von dem einen Lande in 
das andere überwandern, die Reohtswohltaten dieses Qegen- 
eeitigkeitsrertrages (Art. Artikel 2 regelt den Zeitpunkt 

des Inkrafttreti ns, die Kuülikation, und schreibt als Geltungs- 
dauer diejenige der Übereinkunft vom 15. April 1905 vor. 

Aosbllek anf die Bedeutung der Parallelgesetzgebmig 
für die Terbrettniis der CIrandsitze der modeniMi 

So/ iiii^csetzgcbung. 

Alle bisher erörterten Abkommen beruhen, wie wir ge- 
sehen haben, auf dem Prinzip der Gegenseitigkeit'), welche 
dadurch involyiert wird, dass die kontrahierenden Teile 

le Roi des Beiges, ayant juf^e utile d'etendre a c^rtaines catogorics de 
peräuuaoii attachccs a des ontreprises de transport ie beDt^iice de la dis- 
position faisant Tobjet de Tart. 2 de la Convention concluo lu 15 avril 
1905 eatre la Bel^que et 1« üiand-Duph4 de Lnxembourg poor la re» 
paration dee dommages roeoltant des accidents du tnivail, ont roeolu de 
conclure a cet eSet une Convention additionrlle et ont Domme pour 
Leurs Plönipotentiaircs savoir: . . . Lesqnols etc. 

1) La disposition ci-apres est ajoutöe, comme second alinea, ä 
l'article 2 de la Convention du 15. Avril 1905: 

„U en sera de m§me ponr les peiaonnes attaeh^ee k des entre* 
„prieeB de transport et oecupeee de fo9on iBtermittente* meme 
».habituelle, dana le pays autre q[ue celni ou les entreprises ont 
„leur siege." 

2) Vergl. Stoerk, Art. „Staatsveitraigü" in von Steugels Wörterbuch 
des düutuclioü Verwaltungsrechts, Bd. 2, S. 516 ff. . . . „Das grosse 
regnlatoiisdie Primdp der Cktgenseitigkeit (Reciprocität) bildet den Unter- 
grnnd des gesamten intemationalen Vertrags- und Gewohnheitsrechts** . . . 
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einander gleiche RechtsmaterieD anbieten und diese mit dem 
Endergebnis bearb^n^ daes die Rechts^ndlagen nnd Rechts- 

vorteile gegensoitii; aub^^Ltaiischt werden sollen. Fehlt es an 
diesen Grundlagen bei einem Kontrahenten, so hat er den 
Mangel durch iSchaftung einer kongruenten Einrichtung zu 
beseitigen. Wenn das Deutsche Reich einem Nachbarstaat 
auf dem Gebiete der ArbeiteruniallTersicherung ein Abkommen 
anbietet, so wird letzterer, wenn er die Arbeiterrerncherung 
ttborhanpt noch nicht gesetzlich geregelt hat, dies nunmehr 
nachholen. 

Voraussetzung für das Zustandekommen der Konvention 
mit Luxemburg war daher die Durcbfuhnm^ einer der deut- 
schen Unfallversicherung entsprechenden Fürsorge seitens 
der luxemburgischen Regierung. >) Die Bedeutung der Fa- 
rallelgesetzgebnng für die Verbreitung der Grundsätze der 
modernen Sozialgesotzgebung liegt darin, dass der sozial- 
politisch fortgeschrittenere Kulturstaat die übrigen Glieder der 
Völkerrecbtsgemeinschaft zur Schaffung möglichst gleich^ 
wertiger Einrichtungen auf dem Gebiete des Arbeiterrer* 
Sicherungsrechts anregt. Erst dann, wenn auch die sozial- 
politisch rückständigen Kulturstaaten sich anschickten, die 
Grundsätze der Sozialpolitik im Wege innerstaatlicher Gesetz- 

1) S. die DekaiintmachiiiTj des Reichskanzlers, hctreflend das am 
2- September 1905 nnterzeichnute Abkonimea zwischen dem Deutschen 
Bfliche and Lttxembur;; Qber üniaUveniehenuig vom 23. September 1905. 

Im Oroeshetzogtnme Luxemburg ist für Arbeiter nnd Beamte der- 
jenigen Betriebe, welche durch das vorstehend abgedruckte Abkommeu 
zwischen dem Deutschen Reiche und Ltixomburg über Untallversichemng 
vom September 1905 f?etrorten worden, eine <!er deutsehen Unü&llTer* 
Sicherung entsprechende Fürsorge durchgeführt worden. 

Der Bundeerat bat e^ne Zustimmung zu dem Abirommen «rteiü 

Des Abkommen ist von mir und der GroMherxo|^eh Iiuxemburgi- 
eehen B^ftn-ong genehmigt worden. 
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gebung zu realisieren, konnten internationale Einrichtungen 
behufs Beseitigung Ton Kollisionsfällen hinsichtlich greoz- 
Übergreifender Betriebsteile, tod Doppel- und Nichtversicbe- 
ruQg xwockmfiasig und aussicbtsToli sein. Dem dentscheii 
Arbeiterrecbt ist es zn danket), dass in ihm zmn erstenmale 
die i^rinzipicn moderner SozialgesetJ^gebung aus der Sphäre 
raenschenfreiindlichor Optative in die positive Gesetzesturm 
hinübergebracht sind. Die Folge und Wechselwirkung hier> 
von ist ein Vorgeben der Staaten in gleichem Schritt darcb 
Verträge and Parallelgesetze. Die Fortbildung der Expansiv- 
massregcln sur modernen Sozialgesetzgebung macht ständig 
Fortschritte. Ich erinnere an den Artikel 17 des schweize- 
risch-italionischen Handelsvertraf!;cs vom 13. Juli 1901, welcher, 
ähnlich wie die Artikel 2a und 6 der entsprechendon Vorträge 
Deutschlands mit Österreich-Ungarn ^ ) und Italien die Prüfung 
der sozialen rechtlichen Behandlang der ausländischen Arbeiter 
jswecks Abschlusses künftiger TOlkerrechtlicber Vereinbarungen 
auf dem Gebiete der Arbeiterversichemng rorsieht. Ferner 
steht die Ratifikation einer deutsch-holländischen Übereinkunft 
betreffend die Unfallversicherung in Aussicht. Während näm- 
lich bisher die zwischen dem Deutschen Keich und den 
Niederlanden auf dem Rhein verkehrenden Schiffer in 
beiden Ländern gleichmässig der UnfallTersicherung unter- 
worfen waren, soll fortan die Versicherung nar in demjenigen 
Lande eintreten, dessen Staatsangehörigkeit der Entschädi- 
gungsberechtigte besitzt. 

Andererseits war ein Vorgehen der Kulturstaaten behufs 

1) Zur Zeit schweben Verhandluugen mit östAneich-Ungam und 
<1en Niederlanden, welche die Regelung der versicherangsrechtlicben Stel- 
lung der auähiiidi.schon Arbeiter zum (iegenstande haben. 

2) Vergi. S. öl der Abbaadlung. 
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Verbreitung der Prinzipien moderner Sozialgesetzgebung eiozig 
und allein durch Kiozelverträge und FaralielgeaoUfr 
das Höcfaatmaaa des zur Zeit Enreicbbaron. So waDBchens» 
wert auch eine förmliche, totale InteriiaÜonalisierang der Ex- 
pansiTRiaBsregeln gewesen wäre, ebenso sehr liegt sie gegen- 
wärtig ausserhalb des Bereichs der V^erwirklichung, da eiü 
vdlkerrcchtiiüber Zusammenschluss etwa durch Unionsvertrag, 
wie für zahlreiche andere Gebiete der internationalen Yer* 
waltuDg bisher nicht erreicht werden konnte. 
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